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 V
or 15 Jahren wurde 
Hartz IV eingeführt. 
»Armut per Gesetz« 
lautete der Slogan, mit 
dem wir gegen die-

sen Abriss des Sozialstaats protes-
tierten. Mit »Armut per Gesetz« ist 
auch der Rückblick auf die Auswir-
kungen der »Agenda 2010« von Kat-
ja Kipping (Seite 6) betitelt. Etwas 
Rückenwind für unseren Kampf ge-
gen Hartz IV gab vor wenigen Wo-

chen das Bundesverfassungsgericht, 
indem es urteilte: »Insbesondere die 
Menschenwürde ist ohne Rücksicht 
auf Eigenschaften und sozialen Sta-
tus wie auch ohne Rücksicht auf Leis-
tung garantiert; sie muss nicht erarbei-
tet werden, sondern steht jedem Men-
schen aus sich heraus zu.« Ein Urteil, 
das zu politischem Handeln auffordert. 
Die Bundestagsfraktionen von LIN-
KEN und Grünen haben daher einen 
Antrag zur Sanktionsfreiheit einge-
bracht. Ein Anfang. Ein Ende, dem ein 
Anfang innewohnte, war der außeror-
dentliche SED-Parteitag im Dezember 
1989. Als Selbstverpfl ichtung wurde 
unmissverständlich beschlossen: »Der 
Bruch mit dem Stalinismus als Sys-
tem ist Alltagsaufgabe.« In einem per-
sönlichen Rückblick stellt Tanju Tügel 
fest: »Mit ihm wurde ein entscheiden-
der Schritt für eine gesamtdeutsche 
linke Partei getan.« Deshalb ist die 
Auseinandersetzung mit dem Partei-

tag, der den Übergang von SED zu 
unserer Quellpartei PDS markier-
te, auch heute noch von Bedeutung 
(Seite 15 und herbst89.die-linke.
de). 2019 war das Jahr der »Fridays-
for-future«-Bewegung. Lorenz Gös-
ta Beutin spricht im Interview über 
den notwendigen Druck der Bewe-
gung, das Versagen der Grünen und 
LINKE Klimapolitik (Seite 12).

Thomas Lohmeier ist Leiter des 
Bereichs Bürgerdialog, Medien 
und Öffentlichkeitsarbeit in der 
Bundesgeschäftsstelle der LINKEN 
in Berlin
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DISPUT fragt jeden Monat ein Mitglied 
unserer Partei nach dem vollen Ernst im 
richtigen Leben.

FRAGEZEICHEN

Gabi, wie 
hast du dich 
politisiert?

Foto: privat

Ein Besuch bei Regimekritiker Robert Havemann 1979 in Grünheide war für 

mich zentral; danach war ich in der DDR-Opposition in Umwelt- und Friedens-

gruppen aktiv. Ich wollte einen Sozialismus mit menschlichem Antlitz, einen 

Sozialismus von unten, der den Namen auch verdient. Wo hast du dich enga-
giert? In der Friedensbewegung gegen die Stationierung von amerikanischen 

und russischen Atomwaffen, für demokratische Reformen, aber auch gegen 

Rassismus. Als »Linke Initiative« organisierten wir im Juli 1989 eine Veran-

staltung gegen das Massaker auf dem Tienanmen-Platz – Egon Krenz hatte zu-

vor die Niederschlagung des Studentenaufstands begrüßt. In der Wendezeit 

war ich aktiv in der Vereinigten Linken und kam 2007 über die WASG zur Par-

tei DIE LINKE. Nach sechsjähriger Auszeit bin ich im September wieder ein-

getreten, weil ich mithelfen will, die AfD mit ihren immer stärker werdenden

 faschistischen Kräften zu stoppen. Was verbindest du mit 1989? 1989 haben 

wir gesehen, welche Kraft die Menschen entwickeln können, wenn sie ihre 

Geschicke in die eigene Hand nehmen. Diese Erfahrung hat mich geprägt. Wir 

müssen aber auch aus den Fehlern der Geschichte lernen. Als klar war, dass 

die Wiedervereinigung kommt, wäre es an den Linken in Ost und West gewe-

sen, für eine Wiedervereinigung von unten zu kämpfen und sich nicht angewi-

dert von den sozialen Forderungen der Arbeiter*innen abzuwenden. Ein Um-

tauschkurs von 1:1, der nicht die Ersparnisse der Menschen angriff, war da-

mals meine Forderung. Die Selbstermächtigung und Revolutionserfahrung ist 

Teil unserer ostdeutschen Identität, die wir selbstbewusst im Kampf gegen die 

Auswirkungen der kapitalistischen Krisen, für eine offene Gesellschaft ohne 

neue Mauern einbringen können. Das lassen wir uns nicht von Höcke, Gau-

land, Kalbitz oder Urban nehmen. 

Gabi Engelhardt lebt und arbeitet in Chemnitz und ist aktiv bei »Aufstehen gegen Rassismus«



4 DISPUT Dezember 2019

Damit’s für ein gutes Leben reicht!
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Mindestlohn rauf auf 13 Euro!
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 schützt Beschäftigte in Vollzeit vor 
Altersarmut. Von einem höheren 
Mindestlohn profi tieren alle Beschäf-
tigten: Er drückt die Löhne insge-
samt nach oben, so dass auch die 
Tarif-Löhne steigen.
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Kündigungsschutz, Sonderzahlungen 
und ordentlichen Überstundenzu-
schlägen. Auf Antrag der 

Gewerkschaft muss ein Tarifvertrag 
für die ganze Branche gelten, also 
allgemeinverbindlich sein. Damit alle 
gleich gut geschützt sind.

Gemeinsam Druck machen!
Diese Ziele können wir erreichen, 
wenn sich viele Menschen zusam-
mentun und gemeinsam aktiv wer-
den. Der gesetzliche Mindestlohn 

wurde nur eingeführt, weil Gewerk-
schaften und DIE LINKE jahrelang da-
für gekämpft haben. Im Jahr 2020 be-
rät die Bundesregierung, wie hoch 
der Mindestlohn in Zukunft sein soll. 
Lasst uns gemeinsam Druck machen, 
damit der Mindestlohn auf 13 Euro 
erhöht wird! Werde mit uns aktiv!

www.arbeitdiezumlebenpasst.de
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ie Zukunft entscheidet 
sich heute. Dieser Satz 
ist besonders wahr, wenn 
große Weichenstellungen 
anstehen. Davon gibt es 

im Moment so einige. 
Nach dem Wahlerfolg in Thüringen 
wollen wir dort den landespolitischen 
Kurs klarer sozial-ökologischer Re-
formpolitik weitergehen: Weitere 
Schritte zu beitragsfreien Kindergär-
ten etwa. 
Währenddessen zerfl eischt sich die 
CDU über der Frage, ob sie sich nach 
rechts oder links orientieren will. Die 
Zerrissenheit der CDU markiert das 
heraufziehende Ende der Großen Ko-
alition. Wir kämpfen für ein Ende die-
ser Regierung. Aber auch wir müssen 
dazu unsere strategischen Hausauf-
gaben machen. 
Unsere Strategiediskussion, deren 
Höhepunkt eine Parteikonferenz am 
29. Februar und 1. März 2020 in Kas-
sel sein wird, kommt in Fahrt. Jede 
Woche werden neue spannende Pa-
piere aus der Mitgliedschaft einge-
reicht und auf der Webseite 
strategiedebatte.die-linke.de ver-
öffentlicht. Wir brauchen diese ver-
schiedenen Vorschläge, wie DIE LIN-
KE weiterentwickelt werden soll und 
wie wir eine sozial-ökologische Wen-
de durchsetzen können. 
Die Große Koalition hingegen hat erst 
ein wirkungsloses und sozial unge-
rechtes Klimapaket und dann eine 
verheerende Halbzeitbilanz vorgelegt 
– wobei sie sich selbstredend für bei-
des enthusiastisch feiert. Kriegsmi-
nisterin AKK setzt noch einen drauf 
und kündigt weltweite Wirtschafts-
kriege unter deutscher Führung an. 
Beeindruckend still ist die Bundesre-
gierung dagegen, wenn es um die so-
zialen Bedürfnisse geht: So erklär-
te das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe große Teile der Hartz-IV-
Sanktionspraxis für verfassungswid-
rig. Das Urteil ist wegweisend und 
ein wichtiger Zwischenerfolg. Es er-
zwingt zwar noch nicht die sanktions-
freie Mindestsicherung, für die wir 

LINKEN streiten. Aber es ist doch ein 
Meilenstein. Das ist auch unser Er-
folg: DIE LINKE hat stets gegen alle 
Widerstände die menschenunwürdi-
ge Sanktionspraxis bekämpft. Nicht 
zuletzt war Jens Petermann, Richter 
am Sozialgericht Gotha und ehema-
liger Bundestagsabgeordneter unse-
rer Partei, derjenige, der die Richter-
vorlage an das Bundesverfassungs-
gericht schrieb. Hieran sieht man: 
Druck auf allen Ebenen, aus der Ge-
sellschaft wie aus der Politik, ist glei-
chermaßen wichtig.
Last but not least: Unsere Fraktion 
im Bundestag hat einen neuen Frakti-
onsvorstand gewählt.
Dietmar Bartsch wurde mit 64 Pro-
zent der Stimmen als Fraktionsvorsit-
zender bestätigt. Auf unser bekann-
testes Gesicht, Sahra Wagenknecht, 
folgt mit Amira Mohamed Ali (52 Pro-
zent) ein neues, junges Gesicht als 
Vorsitzende. Ich sage: Danke, Sah-
ra! Und ich gratuliere sehr herzlich 
Dietmar und Amira! Angesichts die-
ser knappen Wahlergebnisse – nur ei-
ner der zehn Gewählten knackte die 
70-Prozent-Marke, teilweise wurden 
Kandidierende für Arbeitskreise oder 

Fotos: Mark Mühlhaus/attenzione, 
DIE LINKE

AUS DEM HAUS

JÖRG SCHINDLER

Auf in 
die Zukunft

als Stellvertreter*innen der Frakti-
on erst im zweiten Wahlgang oder gar 
nicht gewählt – wird aus meiner Sicht 
allerdings erneut deutlich: Wir benö-
tigen in der Bundestagsfraktion eine 
neue Kultur der Gemeinsamkeit. Aus-
drücklich stimme ich darin auch Ami-
ra zu, die dies in ihrer Bewerbungsre-
de vor der Fraktion deutlich gemacht 
hat. Dass es in einer pluralen LINKEN 
unterschiedliche Auffassungen zu po-
litischen Fragen gibt, ist dabei kein 
Hindernis, sondern bietet sogar eine 
Chance. Ich fordere deshalb die Mit-
glieder unserer Fraktion auf, den kon-
struktiven, produktiven und solidari-
schen Umgang zu verstärken. 
Eine starke, aktive und solidarische 
LINKE ist vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Ereignisdichte tatsächlich drin-
gend notwendig. Es liegt an der LIN-
KEN, die Möglichkeit eines zukunftsfä-
higen Sozialsystems mit garantiertem 
Schutz für Armut zu vertreten. Es liegt 
an der Linken, eine wirksame und so-
zial gerechte Antwort auf die Schick-
salsfrage Klimawandel zu formulie-
ren. Es liegt an der Linken, weiter für 
Deutschland als Friedensmacht statt 
als Kriegstreiber einzutreten. Es liegt 
an der Linken, unnachgiebig Druck zu 
machen, damit den zahlreichen Ankün-
digungen im Kampf gegen Rechts auch 
Taten folgen. Das ist ein Auftrag für 
die ganze Partei mit allen ihren Gliede-
rungen. Bleiben wir dran – bleiben wir 
in Bewegung. 

Jörg Schindler ist Bundesgeschäfts-
führer der LINKEN

DISPUT Dezember 2019  5
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15 JAHRE HARTZ IV

»Armut per Gesetz«
Für eine Zukunft frei von Hartz IV und Armut – Eine kritische Bilanz 
VON KATJA KIPPING

 Am 1. Januar 2020 sind die 
Hartz-IV-Gesetze 15 Jahre in 
Kraft. Ich nehme das zum An-

lass für eine kritische Bilanz, einen 
Blick nach vorn und einen Dank.

Unsere Partei hat Hartz IV seit sei-
ner Erfi ndung kritisiert. Was muss-
ten wir uns anhören, als wir plaka-
tierten: Hartz IV ist Armut per Ge-
setz. Heute wissen wir, dass wir lei-
der recht hatten und können das mit 
offi ziellen Zahlen untermauern.

Die Armutslücke ist seit 2007 ge-
stiegen. Sie beträgt inzwischen über 
390 Euro im Monat. Das heißt, ein Al-
leinstehender in Hartz IV, der keine 
weiteren Einkommen hat, lebt rund 
390 Euro unter der Armutsgrenze. 
Darüber hinaus ist Hartz IV eine re-
pressive Transferleistung. Scham, 
Unwissenheit, Angst vor Sanktionen 
und Bedarfsschnüffelei führen dazu, 
dass bis zu 56 Prozent der Berechtig-
ten die ihnen zustehenden Leistun-
gen nicht in Anspruch nehmen. Dies 
wird auch verdeckte Armut genannt. 
Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) sagt dazu klipp und 
klar: Hartz IV ist äußerst ineffektiv 
und ungeeignet, seine verfassungs-
rechtliche Aufgabe zu erfüllen, näm-
lich ein Existenz- und Teilhabemini-
mum zu sichern. 

Damoklesschwert 
Sanktionen

Mehr als jeder dritte Widerspruch ge-
gen Sanktionen bekommt ganz oder 
teilweise Recht. Natürlich kann nur 
recht bekommen, wer auch mit Wi-
derspruch oder Klage für sein Recht 
eintritt. Das können nicht alle. Men-
schen wird also unrechtmäßig das 
Existenzminimum gekürzt. Men-
schen, die in der Regel kein fi nanziel-
les Polster haben. Das zeigt, Hartz IV 
bedeutet Rechtsunsicherheit.

Übrigens haben alle bisherigen 
Sozialminister die Öffentlichkeit über 
das wahre Ausmaß der Sanktionsbe-
troffenheit in die Irre geführt. Jahre-

lang hieß es, nur rund drei Prozent 
seien betroffen. Dieser Wert bezieht 
sich auf einen Stichtag. Auf das ge-
samte Jahr bezogen ist die Zahl er-
heblich höher. Der Unterschied zwi-
schen Stichtag und jährlicher Sankti-
onsverlaufsquote ist einfach erklärt: 
Wenn wir ermitteln, wie viele Men-
schen an einem Stichtag an Grippe 
erkrankt sind, kommt man in der Re-
gel auf eine deutlich niedrigere Zahl, 
als wenn man schaut, wer im Laufe 
eines Jahres mindestens einmal an 
Grippe erkrankte. Wir meinen: Die 
Jahresverlaufszahl zeichnet ein rea-
listischeres Bild. 

Bis 2019 gab die Bundesagentur 
für Arbeit jedoch nur die Prozent-
sätze an einem Stichtag an. Erst die 
Intervention der LINKEN führte zu 
mehr Transparenz. Nun ist es offi zi-
ell: Rund neun Prozent der Erwerbs-
fähigen, die im Verlauf eines Jahres 
von Hartz IV leben mussten, erhiel-
ten eine Sanktion. Auch Kinder sind 
indirekt davon betroffen: 2018 lebten 
rund 33 Prozent der Sanktionierten 
mit Kindern zusammen. Sanktionen 
gefährden also auch das Kindeswohl.

Das jüngste Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts bestätigt noch 
einmal: Es gibt ein Grundrecht auf 
ein menschenwürdiges Existenzmi-
nimum. Um das Gericht zu zitieren: 
»Insbesondere die Menschenwürde 
ist ohne Rücksicht auf Eigenschaf-
ten und sozialen Status wie auch 
ohne Rücksicht auf Leistung garan-
tiert; sie muss nicht erarbeitet wer-
den, sondern steht jedem Menschen 
aus sich heraus zu.«

Und deshalb sind Sanktionen, die 
um mehr als 30 Prozent gekürzt wer-
den, unvereinbar mit der Menschen-
würde. Das Bundesverfassungsge-
richt hat einen Riegel vor die bis-
herige Praxis geschoben. Nun müs-
sen wir den politischen Kampf um 
die Neuregelung führen. DIE LIN-
KE wird sich dabei für Sanktions-
freiheit einsetzen. Was mich beson-
ders froh stimmt: Der Widerstand 
gegen die Sanktionen ist in den letz-

ten Jahren immer mehr gewachsen. 
Auch die jüngste gemeinsame Erklä-
rung von Verbänden, Gewerkschaf-
ten, Wissenschaftler*innen und 
Politiker*innen anlässlich des Urteils 
zeigt: Der Kampf gegen die Sanktio-
nen wird breiter und geht weiter. 

Abwertung von 
Erwerbslosen

Nicht genug, dass die Regierung den 
Menschen Armut, Repressionen und 
Rechtsunsicherheit zumutet. Nein, 
sie bedient auch noch negative Kli-
schees, wie das des faulen Arbeitslo-
sen. Vor rund sechs Monaten sagte 
beispielsweise ein CDU-Redner wäh-
rend einer Hartz-IV-Debatte im Bun-
destag: Hier werden »diejenigen, die 
fl eißig sind und wenig Geld haben, 
von denen noch ausgebeutet, die an-
strengungslos von der Umverteilung 
leben«. So diffamiert die Union Hartz-
IV-Betroffene. 

Tatsache ist: Nur jeder Vierte in 
Hartz IV ist im engen Sinne arbeits-
los. Die anderen stecken in Maßnah-
men, Weiterbildung oder müssen auf-
stocken, beziehungsweise sind Kin-
der. Wer so wie der CDU-Redner ge-
gen Hartz-IV-Beziehende hetzt, heizt 
bewusst die Stimmung gegen Lang-
zeiterwerbslose an: Studien bestäti-
gen, dass neben Asylsuchenden Lang-
zeiterwerbslose die Gruppe sind, die 
immer stärker abgewertet werden. 
Zur Armut kommt also auch das Ge-
fühl, stigmatisiert zu werden. Verant-
wortungsbewusste Politiker*innen 
müssen dem entgegentreten, anstatt 
es noch zu befeuern.

Wenn wir als LINKE im Bundestag 
für höhere Hartz-IV-Regelsätze strei-
ten, heißt es aus der Regierung oft: 
Arbeit statt Almosen. Nun wollen wir 
natürlich, dass Menschen bei der Su-
che nach Erwerbsarbeit besser un-
terstützt werden. Tatsache ist aber: 
Die Regierung stellt für die Arbeits-
vermittlung von Hartz-IV-Betroffenen 
pro Kopf nur ein Fünftel der Summe 
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zur Verfügung, die in der Arbeitslo-
senversicherung pro Kopf zur Verfü-
gung steht. Warum ist der Bundesre-
gierung die Arbeitsvermittlung von 
Hartz-IV-Betroffenen so wenig wert? 

Kein Wunder, wenn dann jede 
zweite Arbeitsaufnahme nicht aus 
Hartz IV herausführt. Soll heißen, 
trotz eines Jobs müssen die Betroffe-
nen weiter aufstocken, da der Lohn 
nicht zum Leben reicht. Und mehr als 
jede dritte Arbeitsaufnahme dauert 
kürzer als sechs Monate. Hartz IV – 
das bedeutet eben auch Arbeitsver-
mittlung mit Drehtüreffekt. Kaum ist 
man raus, ist man schon wieder drin. 

Im Zuge von Hartz IV hat die Be-
reitschaft zugenommen, schlechte 
Jobs anzunehmen. Hartz IV – das ist 
also auch ein Angriff auf Arbeitsstan-
dards und Löhne. Umso absurder ist 
es, wenn die Hartz-IV-Fraktionen den 
Eindruck erwecken, niedrige Regel-
sätze seien im Interesse der hart ar-
beitenden Menschen. 

Natürlich, die Beschäftigten, wie 

Verkäuferinnen, Pfl egekräfte, Bus-
fahrer – sie alle verdienen mehr. 
Deshalb unterstützen wir ihre Kämp-
fe um höhere Löhne. Zu fragen ist je-
doch: Was hat zum Beispiel die Pfl e-
gekraft davon, wenn es den Hartz-IV-
Betroffenen schlecht geht? 

15 Jahre Hartz IV ist für uns auch 
ein Anlass, nach vorne zu schauen: Es 
ist höchste Zeit, mit dem Hartz-IV-Sys-
tem zu brechen und es zu überwin-
den. Durch gute Arbeit, die zum Le-
ben passt, eine verbesserte Arbeits-
losenversicherung, eine eigenständi-
ge Kindergrundsicherung sowie eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung, die 
vor Armut schützt. Freiheit von Ar-

2001 2005 2018

Anteil der Einkommensarmen 

an der Gesamtbevölkerung (in Prozent)

11,0 12,2 16,2

mut für alle ist möglich! Viele, auch 
ich, streiten darüber hinaus für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen.

Praktische Solidarität 

Mehr als 15 Jahre Hartz IV sind auch 
Jahre voll Kampf – geführt von Be-
troffenen, Sozialverbänden, Gewerk-
schaften. An dieser Stelle möchte ich 
einmal Danke sagen: Mein ganzer Re-
spekt gilt den vielen Initiativen und 
Betroffenen, die weiter beharrlich ge-
gen Hartz IV kämpfen, die unabhän-
gige Beratung leisten und die deut-
lich machen: Keiner muss allein zum 
Amt. Sie leisten tagtäglich praktische 
Solidarität. Ihr Einsatz ist eine wahre 
Leistung für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. 

Lasst uns gemeinsam weiterkämp-
fen! Und zwar solange, bis Hartz IV 
und Armut in die Geschichtsbücher 
verdammt sind. Für eine Zukunft oh-
ne Hartz IV und frei von Armut.  

Anzeige
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WAHLKAMPF

Das gute Ergebnis in Thüringen ist 
auch einem engagierten Wahlkampf 
vieler Genoss*innen vor Ort zu verdan-
ken. Besonders wirksam: der direk-
te Kontakt. An der Haustür zu klingeln 
hat sich als effektive Möglichkeit er-
wiesen, mit den Bürger*innen ins Ge-
spräch zu kommen, mehr über ihre 
konkrete Lebenssituation zu erfahren 
und nicht zuletzt davon zu überzeugen, 
ihr Kreuz bei der LINKEN zu machen. 
Aus fünf Bundesländern haben sich 
am 4. Oktober 2019 22 Genoss*innen 
nach Erfurt aufgemacht, um zwei Tage 
lang die Thüringer LINKE zu unterstüt-
zen. Gemeinsam haben sie im Wahl-
kreis von Susanne Hennig-Wellsow an 
knapp 1.200 Haustüren geklingelt und 
über 500 Gespräche mit interessier-
ten Anwohner*innen geführt. Zum Ver-
gleich: 2014 haben in diesem Wahl-
kreis 226 Stimmen den Unterschied 
zwischen Gewinnen und Verlieren aus-
gemacht. Barbara aus Berlin und Sö-
ren aus Baden-Württemberg waren da-
bei und haben erlebt, dass Solidari-
tät und Hoffnung ansteckend wirken: 
Auf Genoss*innen und Nachbar*innen 
gleichermaßen.
Was hat euch motiviert, mitzu-
machen?
Barbara: Besonders die Ergebnisse in 
Sachsen und Brandenburg, die mich 
sehr erschreckt haben. Ich hatte das 
Gefühl, etwas tun zu müssen. 
Sören: Für mich hat das auch gezeigt: 
Wir müssen da aktiver werden! 
Barbara: Ja, und ich bin absolut be-
geistert von diesem Format. Es ist 
sehr fordernd, aber es macht auch 

sehr viel Spaß. Und ehrlich gesagt, 
dieser unmittelbare Kontakt zu den 
Wähler*innen ist nicht so häufi g. 
Was war für euch das Besonde-
re, bei den Leuten Zuhause zu 
klingeln?
Barbara: Dieser Moment, wenn die 
Tür aufgeht und man versucht, den 
Kontakt herzustellen. Sich jedes Mal 
wieder neu einzulassen auf die Men-
schen. Manche sind schwerhörig, an-
dere misstrauisch, andere hingegen 
total offen. Das ist total irre. Aber es 
ist auch wirklich aufregend!
Sören: Am Anfang dachte ich, das ist 
ein Witz – dass wir da klingeln und 
mit den Leuten reden. Ich konnte 
mir nicht vorstellen, dass das funkti-
oniert. Und schon nach dem zweiten 
Gespräch hab ich gemerkt: Die Leu-
te feiern das richtig, dass wir von der 
Partei DIE LINKE sind! Das ist ganz 
anders als bei uns. 

Barbara: An den Haustüren trifft 
man auf das »normale Leben«. Ich se-
he viele Menschen positiver, sehe, 
dass sie ein politisches Bewusstsein 
haben, interessiert sind und sich für 
Gerechtigkeit engagieren wollen. Da 
hat sich bei mir im Kopf auch was ge-
ändert.
Wie ging es los?
Barbara: Jedes Paar hat einen Plan 
gekriegt, in welche Blocks wir gehen 
sollten. Wir hatten rote Taschen und 
Auswertungsbögen dabei. 
Sören: Bereits in dem Moment, in 
dem wir losgelaufen sind, hatte ich 
das Gefühl, das bringt was: Die Leu-
te haben uns wahrgenommen, be-
grüßt und gemerkt, hier ist was los! 
Wir wurden fast gefeiert, dass wir 
da sind. 
Was waren die Themen, die die 
Menschen am Berliner Platz be-
wegt haben?
Barbara: Da wohnen viele ältere 
Menschen, aber auch alleinerzie-
hende Mütter. Eine hat zum Beispiel 
erzählt, wie schwierig die Situati-
on gerade ist: Dass sie keinen Kin-
dergartenplatz kriegt und viel Un-
terricht ausfällt. Das machte deut-
lich, wie schwierig die soziale Lage 
dort ist. Dieses Plattenbauviertel ist 
wirklich sozialer Brennpunkt, wenn 
man das so sagen kann. Eine Frau 
erzählte von ihrer Schwiegermutter, 
die auch in einer »KoWo«-Wohnung 
wohnt und große Angst hat, ihre 
Miete nicht mehr bezahlen zu kön-
nen. Gleichzeitig haben wir Unter-
schriften für das Bürgerbegehren ge-
sammelt: »KoWo bleibt!«, gegen die 
geplante Veräußerung der Kommu-
nalen Wohnungsgesellschaft an die 
Stadtwerke. 
Was ist bei den Bürger*innen 
besonders gut angekommen?
Sören: Die Unterschriften zu sam-
meln war super , weil man bei 
Mieter*innen klingelt, die direkt be-
troffen sind – das hat sofort eine 
Brücke geschaffen und gezeigt: Es 
geht nicht nur um Parteiinteressen 
und darum Wähler*innen zu gewin-

Drei Gründe
■ Schafft Vertrauen zwischen 
euren Nachbar*innen und euch
■ Gibt Einblick in Wünsche und 
Probleme im Wahlkreis
■ Haustürwahlkampf ist über-
prüfbar, charmant und erfolg-
reich
Drei Grundlagen
■ Systematische Vor- und 
Nachbereitung
■ 70 % Zuhören: Ehrliches Inte-
resse an euren Nachbar*innen
■ 30 % Reden: Klare Botschaf-
ten, keine Diskussionen, Verab-
redungen treffen
Unterstützung
Die Bundesgeschäftsstelle un-
terstützt euch gerne bei der 
Vorbereitung eures Haustür-
wahlkampfes. Ihr erreicht uns 
unter 030 24009-356/-341 
und haustuergespraeche@
die-linke.de

AB AN DIE HAUSTÜR

Wenn DIE LINKE klingelt
Was passiert, wenn DIE LINKE bei wildfremden Menschen vor der Haustür steht? 
BARBARA HERZIG-MARTENS und SÖREN WEBER sprechen im Interview über ihre Erfahrungen 
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nen, sondern wir setzen uns für al-
le Bürger*innen ein. Was den Men-
schen an der Haustür denke ich be-
sonders gefallen hat, ist, dass sie sich 
direkt beteiligen konnten.
Barbara: Wir haben dann das Wahl-
kampfprogramm verteilt und hatten 
auch noch gezielte Einladungen an 
die Leute: Ein paar Tage später ein 
Spaziergang mit der Landtagsabge-
ordneten, um die Zukunft des Vier-
tels zu besprechen und ein Brunch 
mit der Sozialministerin. Diese Ange-
bote kamen wirklich sehr gut an! Ge-
rade bei Leuten, die nicht sofort un-
terschreiben sondern sich erst weite-
re Informationen einholen wollten. 
Sören: DIE LINKE hat damit gewor-

Wie wurdet ihr wahrgenom-
men?
Barbara: Bei den Haustürgesprächen
ist es ein unmittelbarer Kontakt, 
auf Augenhöhe. Wir sind Basis-Mit-
glieder und haben die Weisheit 
auch nicht mit Löffeln gefressen. 
Das wirkt sympathisch und nahbar. 
Und es geht gar nicht darum, die 
perfekte Rede vorzutragen, sondern 
vor allem darum, zuzuhören. 
Sören: Wir waren greifbar. Nicht ir-
gendwie abgehoben auf einem Pla-
kat, sondern man konnte uns Fra-
gen stellen und wir hatten Ange-
bote, bei denen jede*r mitmachen 
kann. 
Haustürwahlkampf wirkt also?
Sören: Auch wenn Leute nicht links 
wählen, sind sie trotzdem nicht ab-
geneigt. Und wenn man Bodo Ra-
melow erwähnt hat, hat man das Ge-
spräch sofort gewonnen. 
Barbara: Ja, das hat gewirkt. Es wa-
ren schon viele, die auch für DIE 
LINKE und für Bodo Ramelow stim-
men wollten. Es kann manchmal 
wirklich wahlentscheidend sein – 
der entscheidende Impuls, DIE LIN-
KE zu wählen. 
Hattet ihr auch negative Erfah-
rungen?
Barbara: Ja, aber das hält sich in 
Grenzen. Im schlimmsten Fall 
schmeißen die Leute die Tür zu. 
Wie war die Organisation vor 
Ort?
Sören: Großes Dankeschön an die 
Orga, das war top. Es wurde sich toll 
um uns gekümmert, wir hatten Es-
sen, Zugtickets, einen Schlafplatz – 
traumhaft! 
Barbara: Ja, Kompliment! Das hat 
wirklich gut geklappt. Wir waren 
dann abends noch im Wahlkreisbü-
ro, es wurde Pizza bestellt, es gab 
Bier und Wein. Es war wirklich ei-
ne schöne Stimmung untereinander, 
da sind auch viele Kontakte entstan-
den. Man lernt durch die Teams in-
teressante Leute kennen – zwischen-

durch hat man ja immer auch Zeit 
zu quatschen.
Das heißt, die Vernetzung spiel-
te auch eine Rolle?
Barbara: Man lernt Genoss*innen aus 
anderen Bundesländern mit anderen 
Geschichten kennen. Ich fand total 
interessant, nochmal andere Gesich-
ter zu sehen, andere Strukturen ken-
nenzulernen – das kann ich nur emp-
fehlen!
Sören: Auf jeden Fall ist es total not-
wendig, dass wir auch aus unter-
schiedlichen Regionen den Wahl-
kampf woanders unterstützen! 
Was nehmt ihr aus Thüringen 
mit?
Sören: Zu sehen, dass man als LINKE 
erfolgreich sein kann, war schon et-
was Besonderes. Das ist ein Motivati-
onsschub, den man mit nach Hause 
nehmen kann!
Barbara: Es ist toll, es ist abenteuer-
lich und spannend und es bringt viel!
Was würdet ihr Genoss*innen 
raten, die noch nie dabei wa-
ren?
Sören: Mutig sein, ausprobieren, 
Neues kennenlernen, Ideen umset-
zen und vor allem nicht darüber 
meckern, dass andere in der Partei 
nichts machen, sondern selbst aktiv 
werden! 
Barbara: Man sollte ein bisschen 
abenteuerlustig sein! Das ist auch Ab-
wechslung und Aufregung im Alltag. 

Interview: Nina Rink

Fotos: DIE LINKE Thüringen

ben: Vor Ort zu sein, auch nach der 
Wahl. Und das haben wir bewiesen! 
Wir waren an jeder Haustür und die 
Menschen konnten mit uns reden. 
Und das war für die Menschen wich-
tig, denke ich. 
Das heißt, die Reaktionen wa-
ren positiv?
Barbara: Man hat gemerkt, wenn die-
ser persönliche Bezug da ist, dann ha-
ben die Menschen auch Vertrauen in 
DIE LINKE und sind interessiert. 
Sören: Die haben gelächelt, sich be-
dankt, die Flyer genommen und auch 
Nachfragen gestellt. Das zeigt, sobald 
man auf die Menschen zugeht und 
ihnen zuhört und Zeit gibt, dass sie 
darauf einsteigen.



10 DISPUT Dezember 2019

DEBATTE

Risse im konservativen Lager
Die CDU steckt in der Krise – wie das konservative Lager VON NICOLE GOHLKE

 Die Krise der CDU geht tiefer, 
als ihr schlechtes Abschneiden 
bei einigen der jüngsten Wah-

len vermuten lässt. Sie wird program-
matisch und strategisch von Konfl ik-
ten zermürbt, die das gesamte kon-
servative Lager umtreiben, und das 
nicht nur in Deutschland. Traditio-
nelle christliche Milieus, wie sie es 
früher gab und die eine solide, kon-
servative Basis bildeten, schrump-
fen massiv. Pro Wahlperiode sterben 
der CDU/CSU mehr als eine Million 
ihrer Wählerinnen und Wähler weg. 
Unter den 18- bis 29-Jährigen wählen 
nur noch 13 Prozent die Unionspar-
teien. Sowohl die Klimakatastrophe 
als auch die wachsende soziale Unsi-
cherheit, die längst auch die gut qua-
lifi zierte Mittelschicht betrifft, wer-
den diese Entwicklung wahrschein-

lich eher verschärfen.
Die CDU, die die Bundesrepublik 

so lange regiert hat wie keine ande-
re Partei, will ihren Markenkern be-
wahren: Dass sie die Stimme des Kon-
servatismus in Deutschland ist. So be-
tonten bei der Wahl zur CDU-Spitze 
Ende 2018 alle drei Kandidat*innen, 
dass sie der CDU wieder eine konser-
vativere Note geben wollen. Am deut-
lichsten formulierte das Friedrich 
Merz, der selbstbewusst das Ziel aus-
gab, die AfD »halbieren« zu wollen, 
und zwar durch konservative Politik. 
Nur ist heutzutage die Frage, was kon-
servativ ist, nicht mehr so leicht zu 
beantworten. Die CDU als politisches 
Sprachrohr der deutschen Unterneh-
merverbände tut sich schwerer als 
andere, den Wandel von Wirtschaft 
und Gesellschaft, Globalisierung, Kli-

mawandel, Digitalisierung und die Zu-
nahme internationaler Konfl ikte nötig 
machen, zu gestalten.

Konservative Positionen von frü-
her ziehen heute nur noch eine Min-
derheit an, und seit der Gründung der 
AfD sammeln sich offen rückwärts-
gewandte und chauvinistische Mili-
eus um diese Partei. Führende Ge-
sichter der CDU wie Jens Spahn ver-
treten zwar eine sozialpolitisch harte 
Linie, schüren den Rassismus und ar-
beiten den Konzernen in die Hände. 
Aber selbst an einer Person wie Spahn 
zeigt sich, welche Veränderungen in 
der CDU mittlerweile als normal ak-
zeptiert werden. Spahn ist ein homo-
sexuell verheirateter Mann in einer 
Partei, die 1994 noch für den üblen 
Paragraphen 175 stimmte, der »sexu-
elle Handlungen zwischen Personen 

Foto: istockphoto.com
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GEDANKENSTRICHKarikatur: Klaus Stuttmann

männlichen Geschlechts« kriminali-
sierte. Auch die Weigerung so vieler 
CDU-Abgeordneter im Bundestag – 
darunter Volker Kauder, Horst See-
hofer und Friedrich Merz – von 1997, 
Vergewaltigung in der Ehe unter Stra-
fe zu stellen, wäre heute kaum noch 
denkbar. Angela Merkel schaffte die 
Wehrpfl icht ab, führte die »Ehe für al-
le« ein, beschloss den Atomausstieg 
und schloss 2015 die Grenzen nicht, 
als tausende Gefl üchtete Schutz in 
Deutschland suchten. Das alles trug 
die konservative Fraktion im Bundes-
tag mit. 

Damit kein Missverständnis ent-
steht: Die CDU ist keine progressive 
Partei geworden. Sie betreibt auch seit 
Merkel eine rassistische, anti-emanzi-
patorische und klimafeindliche Politik 
auf dem Rücken der lohnabhängigen 
Bevölkerung. Sie fährt die Rüstungs-
ausgaben hoch und betreibt die Agen-
da-Politik weiter. Aber die Schnellle-
bigkeit und Unübersichtlichkeit des 
globalisierten und zunehmend digi-
talisierten Kapitalismus macht es ihr 
immer schwerer, Stabilität und Auto-
rität zu defi nieren und auszustrahlen. 
Wahlkampfslogans wie »Keine Experi-
mente« oder »Wohlstand für alle« kön-
nen die Unionsparteien heute nicht 

mehr glaubhaft verwenden. Was ge-
nau sollen Konservative eigentlich 
noch konservieren? Die Versuche, 
das Konservative heute zu bestim-
men, wirken ausgesprochen hilfl os. 
Beim evangelischen Kirchentag 2019 
wusste beispielsweise der bayerische 
Ministerpräsident Markus Söder auf 
diese Frage nur zu antworten, konser-
vativ zu sein heiße, »das Gute zu be-
wahren«. Auf einer so vagen Defi niti-
on lässt sich kein politisches Projekt 
aufbauen.

Vor diesem Hintergrund setzt die 
Auseinandersetzung mit der AfD den 
Unionsparteien zu. Auf der einen Sei-
te wollen Teile der Partei hin zu ei-
ner AfD-nahen Union. So ziehen CDU-
Politiker*innen in Sachsen-Anhalt ei-
ne Koalition mit der AfD in Betracht. 
In einer »Denkschrift« wird dort gefor-
dert, »das Soziale mit dem Nationalen 
zu versöhnen«. Und die »Werteunion«, 
ein konservativer Flügel der CDU, for-
dert »Merkel muss weg« und wünscht 
sich Hans-Georg Maaßen, den abge-
setzten Verfassungsschutzpräsiden-
ten, als Innenminister.

Auf der anderen Seite folgen die 
CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-
Karrenbauer und Bundeskanzlerin 
Angela Merkel den Ratschlägen der 

Meinungsforscher*innen und schlie-
ßen jede Zusammenarbeit mit der 
AfD aus. Die CSU wiederum, die ih-
re sichere absolute Mehrheit in Bay-
ern längst eingebüßt hat, spricht in Be-
zug auf die AfD inzwischen von »brau-
nem Schmutz« und hofft, diese Partei 
zu marginalisieren, indem sie sich ihr 
inhaltlich annähert. 

Für die Unionsparteien verspre-
chen diese inneren Widersprüche 
nichts Gutes. Noch wird die Union 
von der beliebten Angela Merkel zu-
sammengehalten, aber die wird nicht 
noch einmal zur Wahl antreten. 

Wir leben in politischen Um-
bruchzeiten, die auch das konser-
vative Lager in einem Ausmaß auf-
mischen, das vor nicht langer Zeit 
noch undenkbar schien. Jahrzehn-
telange, oft generationenübergrei-
fende Parteibindungen haben sich 
gelöst, nicht zuletzt weil die soge-
nannten Volksparteien vielen keine 
glaubhaften Perspektiven mehr bie-
ten. Immer wichtiger wird daher der 
Kampf um Wechselwähler*innen 
und Aktive, die ihre politischen Prä-
ferenzen kurzfristig, anhand einzel-
ner, konkreter Themen, Kampagnen 
und auch persönlicher Eindrücke 
treffen. 
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KLIMAGERECHTIGKEIT

Ein zentrales LINKES Thema
Im Interview spricht LORENZ GÖSTA BEUTIN über den notwendigen Druck der Bewegung, 
die Rolle der Grünen und echte linke Klimapolitik

Woran arbeitest du gerade?
Wir haben jetzt den ersten roten 
Leitfaden für Klimagerechtigkeit 
verabschiedet, wir machen Klima-
schutz zum zentralen Thema. Der 
Großteil der Fraktion hat verstan-
den, dass Klimagerechtigkeit auch 
ein LINKES Thema ist, weil es da im 
Kern um die soziale Frage geht. 
Hat das gedauert?
Ja klar. Es gab eine Beschränkung 
der sozialen Frage auf Themen der 
Arbeitswelt, Fürsorge, Hartz IV – 
Klimaschutz wurde eher als grünes 
Thema begriffen. Aber: Es reicht 
nicht, den Kapitalismus grün anzu-
streichen, sondern wir müssen an 
die Wurzeln. Wir sagen, es bringt 
nichts, alles dem Markt zu überlas-
sen, sondern wir brauchen klare 
Regelungen, die für alle gelten. Die 
sich die Gesellschaft gibt und aus 
der sich nicht Einzelne mit viel Geld 
rauskaufen können. 
Wie hat sich diese Erkenntnis 
in der Partei durchgesetzt?
Ich glaube, das ist das zentrale Ver-
dienst der Klimabewegung. Ohne 
die Proteste im Hambacher Forst, 
den Dürre-Sommer, ohne »Ende Ge-
lände« und »Fridays for future« wä-
re das nicht so gewesen. Das ist kein 
Erkenntnisprozess, der von sich 
aus entstanden ist, sondern weil es 
den Druck gab. Und das stützt mei-
ne These: Linke Politik, die etwas 
verändern will, braucht immer den 
Druck sozialer Bewegungen. 
Das hat auch die gesellschaftli-
che Diskussion verändert…
Es wird endlich wieder über Alter-
nativen geredet. Der Slogan »Sys-
tem change, not climate change« 
ist nicht besonders konkret, aber 
deutet an, dass in unserer Gesell-
schaft grundsätzlich etwas passie-
ren muss. Die These des Neolibera-
lismus, dass es keine Alternative 
gibt, ist tot. Und DIE LINKE tut gut 
daran, jetzt viel zukunftsorientier-
ter zu diskutieren, wie eine solida-
rische Gesellschaft in diesen Berei-
chen aussehen kann. 

Wie kann das aussehen?
Ich weiß nicht, ob es mehr Radikali-
tät braucht. Auf jeden Fall brauchen 
wir mehr konkrete Vorschläge, wie 
es funktioniert. Und eine Erzählung, 
wie wir unsere Gesellschaft grund-
legend gesünder, gerechter, friedli-
cher, menschlicher gestalten. Den al-
ten Konzepten der Bundesregierung 
müssen wir etwas entgegensetzen. 
Die kommt mit dem gleichen alten 
Zeug: mehr Marktwirtschaft; Markt 
und Technik wird das alles regeln. 
Das hat nicht funktioniert und wird 
es auch zukünftig nicht. 

cke in der öffentlichen Diskussion, 
da wollen wir rein. Und deutlich ma-
chen: Das ist ein LINKES Thema!
Wie läuft die praktische Zusam-
menarbeit?
Insgesamt funktioniert es im Parla-
ment, weil die Politik der Bundesre-
gierung einfach so schlecht ist. Aber 
wenn’s um die konkreten Alternati-
ven geht, müssen wir linke Aspekte 
stärker herausstellen und konkrete 
Vorschläge erarbeiten. Und dem CO

2
-

Preis als Ablasshandel einen Riegel 
vorschieben. Das ist keine Perspekti-
ve: Dass diejenigen, die viel Geld ha-
ben, nach diesem Klimapaket durch 
die Erhöhung der Pendlerpauschale 
mehr Geld haben. So sorgt dieses Kli-
mapaket dafür, dass sozial nochmal 
umverteilt wird – aber von unten 
nach oben. 
Das heißt, auf die Grünen ist 
kein Verlass?
Ein Beispiel: Es gibt einen Deal auf 
EU-Ebene zwischen Juncker und 
Trump, mehr Fracking-Gas aus den 
USA zu importieren. Das ist der Kuh-
handel gewesen, damit Trump auf 
Autozölle verzichtet. Der Import 
von Fracking-Gas aus den USA ist in 
diesem Jahr um 300 Prozent ange-
stiegen. Europa wird mit Gas über-
schwemmt. Und das, obwohl die Kli-
maziele vorsehen, den Gasverbrauch 
zu reduzieren. Das gefrackte LNG-Gas 
ist dreckiger als Braunkohle. Leider 
haben alle Bundesländer mit grüner 
Regierungsbeteiligung dem im Bun-
desrat zugestimmt. 
Was kritisierst du noch am Kli-
mapaket?
Zum einen, dass Maßnahmen für 
energetische Sanierung rausgestri-
chen wurden. Wenn man die Klima-
ziele einhalten will, muss das einfach 
laufen und das geht nur sozial ge-
recht. Zum anderen: Verkehrsminis-
ter Scheuer weigert sich zu erklären, 
wie er CO

2
 einsparen will und redet 

von Technologie-Offenheit. Die IG Me-
tall hat neulich klar gesagt: Wer jetzt 
für Technologie-Offenheit eintritt, 
will keine Verkehrswende. Es ist ein-

Wieso reichen die klimapoliti-
schen Forderungen der Grünen 
nicht aus?
Ein Teil der Grünen will mit der CDU 
ins Bett. Wer aber mit der CDU koa-
lieren will, kann keine weitreichen-
den Forderungen im Klimaschutz 
stellen. Wir sagen, wir müssen auch 
grundsätzlich die Frage des Eigen-
tums, die Frage der öffentlichen Ver-
fügung stellen. Wir bringen auch das 
Ordnungsrecht wieder in die Debat-
te. Da sehen wir dann auch die Punk-
te, wo wir unseren Kern und unse-
re Defi nition über die soziale Frage 
einbringen können. Das ist eine Lü-

Foto: Ende Gelände/Christian Bock
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fach Wahnsinn, was im Verkehrsbe-
reich abläuft: Die Bahn wird ausge-
bremst, der öffentliche Nachverkehr 
nicht ausgebaut und der Bundesver-
kehrswegeplan 2030 sieht sogar ei-
nen Zuwachs von motorisiertem Indi-
vidualverkehr und LKW-Verkehr vor. 
Wir sagen: Es geht uns nicht nur um 
eine Antriebswende, sondern um ei-
ne echte Verkehrswende. Also auch 
eine Reduktion des Individualver-
kehrs. 
Das klingt nach einem neuen 
Schwerpunkt …
Ich glaube, Verkehrspolitik wird ein 
ganz zentrales Kampffeld. Weil wir 
eben in Deutschland auch in einem 
automobilen Kapitalismus leben. Au-
tomobilität ist in älteren Generati-
onen sehr gefühlsbesetzt. Und das 
schon den Charakter eines Fetischs 
hat: Das Auto als Liebesobjekt. 
Wie kann man das ändern?
Für die meisten jungen Menschen ist 
das ein Gebrauchsgegenstand, wenn 
überhaupt. Gäbe es die Möglichkeit, 
würden viele sicher auf ein Auto ver-
zichten. Und es ist eine Frage, ob du 
Politik machst, die vorangeht. Die 
Schweiz hat 1987 entschieden, einen 
Großteil der PKW-Steuern in die Ver-
kehrswende zu stecken und jedes 
Dorf über 100 Einwohner ans Ver-
kehrsnetz angeschlossen. Das heißt, 
wir brauchen auch den Mut zu weit-
reichenden Entscheidungen. 

Wo willst du noch ran?
An die Eigentumsfrage. Wenn die 
Bundesregierung das umsetzt wie ge-
plant, wird es keinen Windkraftaus-
bau an Land mehr geben. Offshore-
Anlagen gehören in der Regel Groß-
konzernen. Und die Frage ist nicht, 
absurdere Abstandsregelungen zu 
machen, sondern Akzeptanz zu schaf-
fen und Bürger*innen einzubezie-
hen. Und das dritte wird bezahlbarer 
Wohnraum, und in dem Kontext Sa-
nierungen. Wo der Staat durch den 
Privatisierungswahn Gestaltung aus 
der Hand gegeben hat. Wenn die Ge-
sellschaft die Kontrolle darüber ver-
liert, was diskutiert und vorange-
bracht werden müsste, hat sie ein 
Problem. Also es geht auch grund-
sätzlich darum, neoliberales Denken 
infrage zu stellen. 
Öko, Klima, Umverteilung – ein 
Großstadtthema? 
Ich halte das für falsch, dieser Wahr-
nehmung müssen wir als LINKE 
auch entgegenwirken. Wir sehen in-
zwischen in vielen Bundesländern 
konkrete Auswirkungen des Klima-
wandels. Beispielsweise in Branden-
burg: Die Verödung von Äckern, die 
zu Wüsten werden, weil die frucht-
bare Schicht abgetragen wird durch 
Wind, Starkregen. Auch in diesem 
Sommer wurde das Grundwasser 
knapp. Dann geht es um Landwirt-
schaft, Bäuer*innen werden getrof-

Lorenz Gösta Beutin ist klima- und energiepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Foto: Alexander Klebe

fen. Und gerade beim ÖPNV sieht 
man ganz deutlich: Wenn man die 
Alternativen nicht in die Region be-
kommt, wird es mit der Verkehrs-
wende schwierig. 
Was erwartet uns im kommen-
den Jahr in Sachen Klimage-
rechtigkeit?
Wenn’s gut läuft, kommen wir mit 
dem Aktionsplan Klimagerechtigkeit 
in die Debatte. Die Klimabewegung 
verbündet sich mit den Gewerkschaf-
ten, die erkannt haben, dass nichts 
an einer gerechten Transformati-
on vorbeiführt. Sonst werden wir ir-
gendwann chaotische Zustände ha-
ben. Und in so einer Situation sind 
es immer soziale Rechte, Rechte von 
Arbeitnehmer*innen und die Rech-
te der Schwächsten, die hintenüber 
fallen. Das ist kein Witz, wenn die 
Vereinten Nationen von einer Klima-
Apartheid warnen. Und sagen: Wenn 
es jetzt so läuft wie es gerade läuft, 
steuern wir auf eine Erwärmung 
von vier bis fünf Grad zu. Die, die es 
sich leisten können, bauen dann ih-
re Mauern und die anderen fl iehen 
vor der Klimakrise. Es setzen sich die 
Stärksten und Kapitalmächtigsten 
durch. Das sind die Verhältnisse, die 
wir verhindern müssen. Deswegen 
ist das Thema der gerechten Trans-
formation so wichtig. 

Interview: Nina Rink
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Der Bruch mit dem 
Stalinismus als 
System ist Alltags-
aufgabe
JULIANE NAGEL 

Im Dezember 1989 war ich elf Jah-
re und gerade vom Jungpionier zum 
Thälmann-Pionier geworden. In kind-
lich-fl apsiger Manier scherzte ich mit 
Freund*innen über das neu verliehe-
ne rote Halstuch, als uns eine Frau an-
sprach: Wir sollen das lassen, sonst be-

30 JAHRE 1989

kommen wir und unsere Eltern Prob-
leme. Das war wenige Monate vor der 
politischen Wende, bevor die SED zur 
PDS wurde und der »Bruch mit dem 
Stalinismus als System« als Prozess 
begann. 1999 trat ich, 21-jährig, in die 
PDS ein. Von Geschichte und Identi-
tät der Partei wusste ich wenig. Auf 
eine pluralistische Partei, die demo-
kratische Kultur lebt und innere Wi-
dersprüche produktiv auflöst, traf 
ich nicht. Sie begegnete mir kultu-
rell piefi g, politisch konservativ, das 
DDR-Erbe gewichtig verwaltend und 
kritikresistent. Als wenn es Michael 
Schumanns Rede nicht gegeben hät-
te. Basisdemokratische Prozesse und 

libertär-demokratische Ansätze lern-
te ich in außerparlamentarischen Zu-
sammenhängen kennen.

Aus dem linXXnet heraus, unse-
rem offenen Büro, Schnittstelle zwi-
schen Partei und linken freiheitli-
chen Bewegungen, bauten wir einen 
Teil unserer Partei, der nicht nur po-
litischen Pluralismus und Parteien-
kritik lebt und fördert, sondern den 
Bruch mit dem Stalinismus als System 
aktiv einforderte und einfordert. Auch 
außerhalb, in Richtung nachwachsen-
der Generationen, die in »roten« Grup-
pen Hammer und Sichel als Emblem 
und das Proletariat als Speerspitze der 
Revolution vor sich hertragen – auch 

Welche Erkenntnis des 

Parteitages ist für DIE LINKE  

heute noch von Bedeutung? 

Alle Beiträge unter:

herbst89.die-linke.de

Foto: nd-Archiv
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wenn das Proletariat längst diffun-
diert und sich Ausbeutungsverhält-
nisse nicht mehr auf den Konfl ikt zwi-
schen Arbeit und Kapital reduzieren 
lassen. In einer Zeit, in der (ja, bürger-
liche) Freiheitsrechte als hohes Gut er-
kämpft und verteidigt gehören.

Es gibt kein Zurück. Es gibt keine 
Revolution ohne Mehrheit der Men-
schen. Der demokratische Sozialis-
mus kann weder durchregiert noch 
mit Staatsgewalt durchgedrückt wer-
den. Und: Eine Gesellschaft der Freien 
und Gleichen kann nicht mit einer Or-
ganisation befördert werden, die bei-
des nicht kennt. Das Projekt DIE LIN-
KE steckt wie die SED 1989 in der Kri-
se. Wir müssen uns den Fragen der 
Zeit stellen, Perspektiven zu wechseln 
lernen, selbstkritisch und offen sein, 
neue Wege zu gehen. 

Der seidene Faden, 
der Besen für Gysi* 
und DIE LINKE
VON TANJU TÜGEL

Wer behauptet, die Entwicklung sei 
gegenwärtig zu schnell und wir wür-
den immer mehr mit Nachrichten 
und Informationen überschüttet, hat 
das Jahr 1989 nicht miterlebt. In den 
letzten drei Monaten des Jahres 1989 
erlebte ich ein ständiges Wechselbad 
von Spannung, Verunsicherung, Hoff-
nung und Enttäuschung – fast im Mi-
nutentakt.

Über den außerordentlichen Par-
teitag der SED/PDS schrieb Lothar Bis-
ky, die »Chance für eine grundlegen-
de Erneuerung« hing dort »am seide-
nen Faden«. »Aber der hielt«, so Lothar. 
»Die PDS war geboren.«

Der Außerordentliche Parteitag 
markierte das Ende der SED und war 
der »Inaugural-Parteitag« der PDS. Mit 
ihm wurde ein entscheidender Schritt 
für eine gesamtdeutsche linke Partei 
getan, die seit Mitte der 1990er Jah-

re aus der BRD nicht mehr wegzuden-
ken ist.

Aus heutiger Sicht mag es normal 
sein, dass eine Partei wie DIE LINKE 
in der Politik eine nicht zu ignorieren-
de Kraft ist und in der internationa-
len Gemeinschaft linker Parteien eine 
herausragende Position hat. Keines-
wegs selbstverständlich: Als der Par-
teitag 1989 begann, war das Ergebnis 
völlig offen.

Die Existenz einer linken Partei 
hat das gesamte Land nachhaltig ver-
ändert. Und das war dringend nötig. 
Es gilt nach wie vor, was Gregor Gy-
si vor 30 Jahren in seinem Referat auf 
dem Parteitag sagte: »Aber er (der Ka-
pitalismus, d. A.) verschärft in seiner 
monopolistischen Gestalt die beste-
henden globalen Probleme des Um-
weltschutzes, der Friedenssicherung 
und des sozialökonomischen Entwick-
lungsgefälles.« Das wird fortgeführt, 
solange der Satz von Marx noch gilt: 
»Produktion von Mehrwert oder Plus-
macherei ist das absolute Gesetz die-
ser Produktionsweise.«

Meine Gedanken kann ich so ab-
schließen: Auf den Trümmern der 
SED entstand die PDS und entwickel-
te sich zu der Zukunft zugewandten 
LINKEN. Der seidene Faden vom De-
zember 1989 hält noch und ich bin si-
cher, dass Gregor den großen Besen 
nie mehr brauchen muss. 

* Gysi bekam auf dem Parteitag 
als neuer Vorsitzender einen großen 
Besen zum großen Saubermachen

Ein radikaler 
Neuanfang
VON GABRIELE ZIMMER

Am 11. November 1989 machte sich 
die Suhler Parteibasis mit einer Kund-
gebung Luft und forderte die Erneu-
erung der Partei. Von da an über-
nahmen wir in den Betriebsgruppen 
und der Kreisorganisation das Ru-
der und wählten »unsere« Delegier-

ten zum Außerordentlichen Partei-
tag in Berlin. Wir waren aufgebracht, 
zornig und unerfahren. Die Debatte 
auf dem Parteitag war heftig, emoti-
onal. Die Rede Michael Schumanns 
zum notwendigen Bruch mit jeglicher 
Form des Stalinismus, die Entschei-
dung, sich als Partei des demokrati-
schen Sozialismus zu erneuern, er-
öffneten eine Chance, die wir nutzen 
mussten. In Suhl streikten im Januar 
die Beschäftigten »meines« Betriebes 
gegen die SED, forderten ihre Aufl ö-
sung und Enteignung, die Schließung 
der Bezirkszeitung. Massenhafte Aus-
tritte erzwangen einen radikalen Neu-
anfang. Eine Entschuldigung der Par-
tei gegenüber den Menschen in der 
Republik reichte nicht. Wir mussten 
beweisen, wie ernst es uns war. Uns 
selbst verändern. In einem von Zwei-
feln, Widersprüchen, Rückschlägen 
geprägten schmerzhaften Lernpro-
zess. Wir wollten die Erneuerung von 
einer Partei des »demokratischen Zen-
tralismus« hin zu einer emanzipatori-
schen Partei, die mit Herrschafts- und 
Allmachtstrukturen bricht, offen für 
Bündnisse ist. Einer Partei in Bewe-
gung. Die den Mitgliedern volle Mit-
wirkungs- und Entscheidungsrechte 
gibt, das Fraktionsverbot aufhebt, Ar-
beits- und Interessengemeinschaften 
fördert. Und vor allem einer Partei, die 
Frauen nicht mehr mit einer Alibirolle 
abspeist, die sich zu Demokratie und 
Menschenrechten bekennt. Wir haben 
als PDS viel erreicht, auch wenn uns 
viele Mitstreiter*innen verließen. Der 
Finanzskandal 1990 und Rückschlä-
ge bei der Aufarbeitung unserer Ge-
schichte erschütterten mühsam aufge-
bautes Vertrauen. Es waren aber im-
mer wieder die Partei-Mitglieder, die 
in den Kommunen, in den Ländern 
schafften, was viele vorher nicht für 
möglich hielten: die Veränderung von 
einer stalinistisch geprägten Appara-
testruktur zu einer demokratisch so-
zialistischen Mitgliederpartei. Erfah-
rungen, die stärker in die Neugrün-
dung der Linkspartei hätten einfl ie-
ßen müssen. 
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LINKS*KANAX

»Wir sprechen für uns selbst«
PAZHAREH HEIDARI und BELMA BEKOS sprechen im Interview über das neu gegründete 
Netzwerk Links*kanax

Wieso nennt Ihr euch 
»Links*kanax«? Ist Kana-
ke nicht ein rassistisches 
Schimpfwort?
Pazhareh: Wir stehen in der Tradi-
tion migrantischer Kämpfe, die es 
seit 1960 in Deutschland gibt. Da-
mals wurde, das als Schimpfwort 
genutzte Wort »Kanake«, von mi-
grantischen Aktivist*innen und 
Künstler*innen, wie zum Beispiel 
von Cem Karaca mit seiner Band 
»Die Kanaken« 1984 selbst angeeig-
net und gegen Marginalisierung, 
Ausschluss und Rassismus wie ein 
ironischer und treffsicherer Boome-
rang eingesetzt. Aber auch im Alltag 
ist der Begriff für Migrant*innen ei-
ne empowernde Selbstbezeichnung. 
Die migrantischen Kämpfe waren 
auch immer Arbeitskämpfe und 
letztendlich auch Klassenkampf.
Belma: Die Songs von »Die Kana-
ken« handelten immer von Rassis-
mus in Deutschland, verbunden mit 
schlechten Arbeitsbedingungen. 
Diese Punkte haben sich auch heu-
te nicht geändert und die migranti-
schen Kämpfe in Deutschland gehen 
auch kontinuierlich weiter.
Pazhareh: In den 1990er- und den 
2000er Jahren mit »The Voice«, »Ka-
rawane«, »Köxsüs, »Kanak Attak« 
oder den Protesten der Gefl üchte-
ten seit 2012. Wir verstehen uns 
in der Tradition all dieser Kämpfe. 
Wir hätten uns auch »Netzwerk der 
Migrant*innen« oder so ähnlich nen-
nen können, wollten uns aber als be-
wegungsorientierte Linke den ak-
tuellen Kämpfen und ihren Diskur-
sen entsprechend defi nieren und 
nicht nach Defi nition des Innenmi-
nisteriums, Migrant oder Einwande-
rer. Unser Name wird Themenfrem-
de wahrscheinlich erstmal provozie-
ren. Kein Wunder, weil unser Name 
nun mal auch für eine neue politi-
sche Kultur innerhalb der Linken 
steht, und zwar für eine kanakisch-
solidarische Politik- und Bewegungs-
kultur. Unser Sound wird allen gut 
tun, aus dem grauen Korsett der Re-

gression zu kommen: »Welcome to 
Kanakistan!«
Wie hat alles angefangen?
Pazhareh: Wir haben schon Ende 
letzten Jahres angefangen, uns mit 
einigen anderen Kanax in der Par-
tei zu vernetzen. Im Juni 2019 hat-
ten wir das erste große Treffen, und 
haben unser Manifest beschlossen. 
Es ist auch interessant, dass sich da-
nach sogar viele Kanax aus Landes-
verbänden im Osten gemeldet ha-
ben, wo wir keine vermutet hätten! 
Die vielleicht vereinsamt da sitzen 
und sich jetzt freuen, dass es ein 
Netzwerk gibt, das sie anspricht.
Belma: Gerade für Leute, die da ir-

gendwo in der Pampa sitzen, ob ge-
wollt oder ungewollt, mit Residenz-
pfl icht oder ohne, ist es eine wichti-
ge Sache, dass wir uns gegenseitig 
solidarisch beistehen.
Welche Themen bewegen euch 
am meisten? Worüber disku-
tiert ihr?
Belma: Der Rechtsruck ist ein wich-
tiges Thema. Außerdem wollen darü-
ber reden, wie wir eine postmigran-
tische Gesellschaft organisieren, in 
der es keinen Rassismus und keine 
Diskriminierung gibt. Empowerment 
von Menschen, die davon betroffen 
sind. Sich selbst zu organisieren und 
sich auch innerhalb der LINKEN zu 

Foto: privat
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engagieren für eine alternative Ge-
sellschaft, die eine sozialistische ist. 
Für den Anteil der Migrant*innen, 
die es hier in diesem Land gibt, sind 
immer noch viel zu wenige, auch in 
der LINKEN, aktiv. Für uns ist das 
die wichtigste Herausforderung,  
viele neue junge Menschen mit 
Flucht- und Migrationshintergrund 
anzusprechen und für die Partei zu 
gewinnen. 
Pazhareh: Was wir auf gar keinen 
Fall wollen: Die Frage »Migration Ja 
oder Nein«. Diese unmöglichen De-
batten, die die Partei die letzten Jah-
re geprägt haben, wollen wir gar 
nicht mehr führen. Unser Parteipro-
gramm ist für uns eine Selbstver-
ständlichkeit. Der Antifaschismus, 
Antirassismus, der Kampf gegen An-
tisemitismus, Antiziganismus und 
antimuslimischen Rassismus sind 
Themen, die uns bewegen. Aber 
selbstverständlich auch Klassen-
kämpfe. Der Kapitalismus und Ras-
sismus haben ein dialektisches Ver-
hältnis. Sie können nicht getrennt 
voneinander bekämpft werden. Des-
wegen sind alle Kämpfe für besse-
re Arbeitsbedingungen und Löhne, 
bezahlbaren Wohnraum und so wei-
ter alles Kämpfe, die die migranti-
sche Bevölkerung sogar am meisten 
betreffen. Wir sehen es als unsere 
Aufgabe, diese Kämpfe zu verbinden 
und zu unterstützen. 
Wie kann das klappen, mehr 
migrantische Menschen zu be-
geistern?
Pazhareh: Wenn sie einen Ort fi n-
den, wo sie auf andere mit ähnli-
chen Diskriminierungserfahrungen 
in der Gesellschaft und der politi-
schen Arbeit treffen, sehen sie es als 
eine Art »safe space«, in dem sie sich 
trauen, aktiv zu werden. Das bieten 
wir natürlich an. Und durch die Ver-
bindung zwischen Rassismus und 
anderen gesellschaftlichen Themen, 
die wir herstellen.
Belma: Manche von uns sind in der 
Mietenkampagne aktiv, beim NSU-
Tribunal oder bei »Aufstehen gegen 

Rassismus«. Andere sind in der aka-
demischen Welt zu Hause, was auch 
wichtig ist. Und es gibt auch dieje-
nigen, die von Neonazis terrorisiert 
werden. Das sind sehr verschiede-
ne Kreise, verschiedene Menschen 
und wir versuchen, die Themen zu 
verbinden, weil es eben zusammen 
gehört.
Welche Forderungen habt ihr 
an die Partei?
Pazhareh: Gezielt mit Themen mo-
bilisieren, die Migrant*innen be-
treffen und die Sprachbarriere soll-
te auf jeden Fall abgebaut werden! 
Oft fühlen sich Menschen, die nicht 
gut Deutsch sprechen, ausgeschlos-
sen, zum Beispiel auf Sitzungen. Das 
könnten wir ändern, durch Überset-
zungen, oder Empowerment, dass sie 
sich auch trauen und ernst genom-
men werden. In dem 44-köpfi gen 
Parteivorstand sind gerade mal zwei 
Genoss*innen mit Flucht- und Mig-
rationsgeschichte, das ist zu wenig. 
Das sind Dinge, die wir fordern und 
uns wünschen, dass sich das ändert 
in der Partei.
Belma: Auch auf kommunaler Ebe-
ne sollten mehr Kandidat*innen mit 
migrantischem Hintergrund aufge-
stellt werden. Das ist auch wichtig, 
um mehr Migrant*innen für die Par-
tei zu begeistern.
Pazhareh: Wir sind auch gegen je-
de Abschiebung. Wir haben Regie-
rungen mit linker Beteiligung und 
da gibt es Handlungsspielräume, die 
ausgeschöpft werden können. Weil 
Abschiebung mit linker Politik nicht 
zu vereinbaren ist.
Belma: Ganz oft gibt es auch Ver-
anstaltungen, auch von der Partei, 
über Migration oder Rassismus und 
wenn wir aufs Programm schau-
en, sind es meistens Weiße, die 
dort über uns sprechen. Als Prob-
lem. Oder Opfer, die von einem Pro-
blem – zum Beispiel Rassismus – 
betroffen sind. Aus eigener Erfah-
rung kann ich sagen – wenn Men-
schen ohne Migrationsgeschichte 
über Migration und Migrant*innen 

sprechen, kommt man sich vor, 
als ob man ein Objekt wäre. Und 
auch, dass Migrant*innen alle ei-
ne Masse wären. Wir sind sehr ver-
schieden, wir haben viele Back-
grounds. Das ist wenig einladend für 
Migrant*innen. Wir wollen selbst 
für uns selbst sprechen. 
Ändert sich da langsam was?
Belma: Wir haben sehr viele positive 
Rückmeldungen. Wenn der Studie-
rendenverband der Partei uns zum 
Beispiel anspricht und fragt: Wie 
können wir migrantischer werden? 
Das kommt langsam, ist aber auch 
dringend notwendig.
Pazhareh: Immerhin: wir haben 
jetzt eine Muslimin als Fraktions-
vorsitzende. Das ist schon ein Ham-
mer-Fortschritt! Zu Zeiten, wo die 
AfD so stark ist, wo die ganze Ge-
sellschaft nach rechts gerückt ist 
und krasser antimuslimischer Ras-
sismus herrscht, ist das auf jeden 
Fall ein positives Zeichen. Wir hof-
fen, dass sie auch unsere Themen 
aufgreift. Weil sie als Muslimin 
auch selbst von Rassismus betrof-
fen ist. Und sich dazu auch öffent-
lich positioniert und äußert. Wir 
hoffen, dass sie auch hinter unse-
rem Parteiprogramm steht: für Blei-
berecht, für offene Grenzen und ge-
gen Rassismus. 
Wie geht es weiter?
Belma: Am 14. März 2020 fi ndet un-
sere Konferenz in Berlin statt und 
am 15. März 2020 haben ein Akti-
ventreffen, wo wir unsere nächsten 
Schritte besprechen wollen. 
Pazhareh: Alle Kanax in und außer-
halb der Partei sind herzlich Will-
kommen, da mitzumachen!

Interview: Nina Rink

KONTAKT

https://www.linkskanax.de/
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KOMMUNALPOLITIK

Erfolgreiche Vernetzung
Eine starke LINKE braucht eine starke Kommunalpolitik – Kommunalkongress 2019 
in Nürnberg VON DER BAG KOMMUNALPOLITIK

 DIE LINKE zeichnet vor ande-
ren Parteien unter anderem 
durch ihre starke kommuna-

le Verankerung aus. Sie wird zualler-
erst vor Ort als die Kraft wahrgenom-
men, die sich sowohl um die ganz all-
täglichen Sorgen und Probleme der 
Bürger*innen kümmert, als auch 
auf Ebene der Gemeinden und Krei-
se radikale Forderungen wie etwa 
der nach Vergesellschaftung öffentli-
cher Daseinsvorsorge in konkrete po-
litische Forderungen übersetzt. Meh-
rere tausend Menschen vertreten als 
LINKE Mandatsträger*innen in sämt-
lichen Bundesländern Wähler*innen 
in kommunalen Volksvertretungen. 
Um ihre Vernetzung zu fördern, ihre 
Arbeit zu unterstützen und diese ge-
meinsam weiterzuentwickeln, richtet 
die Partei jährlich einen Kommunal-
kongress aus.

Der diesjährige Kommunalkon-
gress fand am 1. und 2. November 
in Nürnberg statt. Die etwa 70 Teil-
nehmer*innen trafen sich unter ande-
rem im Nachbarschaftshaus Gosten-
hof, um sich an beiden Tagen vertieft 
mit dem Thema Mobilitätswende zu 
beschäftigen. In intensiver Arbeitsat-
mosphäre wurde in insgesamt zwölf 
Workshops diskutiert: zu Mobilität im 
ländlichen Raum, der Situation von 

Beschäftigten im ÖPNV, fahrschein-
losem Nahverkehr und weiteren 
Themen. Starke Impulsreferate von 
Vertreter*innen aus Wissenschaft, Ge-
werkschaften und Verbänden regten 
die Kommunalpolitiker*innen zu en-
gagiertem Austausch an. Gemeinsam 
wurden Lösungen gegen die ständige 
Verschlechterung und Ausdünnung 
des ÖPNV im ländlichen Raum ge-
sucht. Dabei wurde über das Projekt 
»Muldental in Fahrt« berichtet, mit 
dem 2017 ein fl ächendeckendes Re-
gionalbusnetz in Betrieb genommen 
wurde. Entgegen üblicher Behauptun-
gen neoliberaler Denkweise, dass im 
ländlichen Raum ein funktionsfähi-
ger ÖPNV nicht fi nanzierbar sei, wur-
de der Takt erhöht und die Zahl der 
Haltestellen ausgebaut. Das gelang 
nicht zuletzt durch eine Anpassung 
der Taktzeiten der einzelnen Linien 
aufeinander.

Der Nürnberger Stadtrat und 
Oberbürgermeisterkandidat Titus 
Schüller erläuterte die Situation in 
Bayern vor der Kommunalwahl 2020. 
DIE LINKE ist mittlerweile besser im 
Land verankert, geht mit deutlich 
mehr Kandidat*innen in die Wahl 
als vor sechs Jahren und kann sich 
Hoffnungen auf einen Stimmenzu-
wachs machen. Bundesgeschäftsfüh-

rer Jörg Schindler betonte die Wich-
tigkeit der Kommunalpolitik für die 
weitere Verbindung der Partei zu ih-
ren Wähler*innen und die Bedeu-
tung der Verbindung von radikalen 
Forderungen und deren pragmati-
scher Umsetzung. 

Ebenfalls im Rahmen des Kom-
munalkongresses hielt die Bundes-
arbeitsgemeinschaft Kommunalpo-
litik der LINKEN ihre Mitgliederver-
sammlung ab, auf der turnusgemäß 
ein neuer Sprecher*innenrat gewählt 
wurde. Diesem gehören nunmehr 14 
Genoss*innen an. Die auf mehrere 
hundert Mitglieder gewachsene Bun-
desarbeitsgemeinschaft will in Zu-
kunft auf Bundesparteitagen und in 
den Gremien der Partei noch stär-
ker die Bedürfnisse und Anliegen der 
Kommunal politi ker*innen einbrin-
gen. Die Mitglieder der BAG beton-
ten die Bedeutung der Kommunal-
Datenbank und des Kommunalnews-
letters der Partei. Besonders die Kom-
munaldatenbank erweist sich für die 
Mandatsträger*innen vor Ort als sehr 
hilfreich, um von den Erfahrungen 
der Genoss*innen in anderen Teilen 
des Landes unmittelbar profi tieren zu 
können. Die BAG will diese weiterhin 
pfl egen und ausbauen.

Die Teilnehmer*innen des Kon-
gresses zeigten sich sowohl hinsicht-
lich der erhaltenen Anregungen für 
die eigene tägliche kommunalpoli-
tische Arbeit – auch außerhalb der 
kommunalen Volksvertretungen – 
als auch mit Blick auf die Vernet-
zung mit Mitstreiter*innen aus dem 
ganzen Land sehr zufrieden. Die kom-
munalpolitische Familie der LIN-
KEN wächst auch über Landesgren-
zen weiter zusammen. Ein starkes 
Bewusstsein für die Bedeutung lin-
ker Kommunalpolitik für die weite-
re Entwicklung der Partei und die 
Veränderung zu einer gerechteren 
Gesellschaftsordnung, die an der 
Basis beginnt, wurde auf dem Kom-
munalkongress der LINKEN in Nürn-
berg deutlich. 

Foto: BAG Kommunalpolitik
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DISCOUNTER

Reichtum statt Discounter
Womit verdienen eigentlich die Reichsten der Reichen ihr Geld? Zum Beispiel mit Billig-
Supermärkten, auf die Menschen mit weniger Geld angewiesen sind. VON SARAH NAGEL

 Das US-Magazin Forbes veröf-
fentlicht regelmäßig eine Lis-
te der Reichsten der Reichen. 

Auf Platz eins stehen in Deutschland: 
Beate Heister und Karl Albrecht Juni-
or, die Erben von Aldi Süd. Auf Platz 
zwei: Dieter Schwarz, Lidl-Erbe. Mit ei-
nem geschätzten Vermögen von 41,5 

konkurrierende Händler. Und jede 
politische Entscheidung, die Geld aus 
der Tasche von Geringverdienenden 
zieht, macht Discount-Eigentümer po-
tenziell noch reicher. Im Supermarkt 
wird es persönlich. Kann man sich 
teureren Käse leisten oder muss es 
diesmal der sein, der ein bisschen we-
niger kostet? Kann man sich einfach 
nach Lust und Laune etwas aus dem 
Regal nehmen oder muss man bei je-
dem Artikel rechnen?

Aber es sind nicht nur die Kund*in-
nen, die zum Reichtum der Eigentü-
mer beitragen, sondern auch die Be-
schäftigten. Sie leisten täglich schwe-
re Arbeit, müssen schnell sein, oft 
mehrere Dinge gleichzeitig tun und 
dabei auch noch geduldig bleiben. 
Doch die Bezahlung im Supermarkt 
ist vergleichsweise gering, der Druck 
hoch. Im Sekundentakt ziehen die 
Kassierer*innen die Waren über den 
Scanner. Ob es tatsächlich vorgegebe-
ne Zeiten dafür gibt, wie lange es dau-
ern darf, die Produkte zu scannen, 
dazu sagen die Unternehmen nichts. 
Aber vermutlich hat jede*r schon er-
lebt, dass kaum so schnell eingepackt 
werden kann, wie die Waren über das 
Band wandern. Aldi Süd steht sogar 
im Ruf, die weltweit schnellste Kas-
se zu haben. Immerhin: Beide Unter-
nehmen zahlen nach Tarif oder darü-

Milliarden Euro besitzt er so viel Geld 
wie keine andere Einzelperson im 
Land. Die Aldi Nord-Erben Theo Alb-
recht Junior und Familie liegen derzeit 
auf dem zweiten Platz. 

Die Discount-Giganten konkurrie-
ren miteinander um Marktanteile. Bei-
de stocken ihr Sortiment auf, bieten 
mehr Zusatzleistungen an – und er-
öffnen Filialen im europäischen Aus-
land und darüber hinaus. Dass sie da-
mit Erfolg haben, hängt auch damit 
zusammen, dass viele Menschen mit 
wenig Geld über die Runden kom-
men müssen. Wenn die Mieten stei-
gen und die Löhne stagnieren, kann 
immer noch bei den Lebensmitteln ge-
spart werden. Schlechte Zeiten sind al-
so eher gute Zeiten für Discounter. Zu 
beobachten  ist das etwa in Großbri-
tannien. Insgesamt leidet der Einzel-
handel auf der Insel, die beiden Kon-
zerne aber werden immer beliebter. 
Beide wollen in den nächsten Jahren 
auf 1.000 Filialen kommen. Sie profi -
tieren davon, dass sie billiger sind als 

ber, was in der Branche längst nicht 
überall der Fall ist. Dass die Beschäf-
tigten sich für bessere Arbeitsbedin-
gungen einsetzen können, wollen Al-
di und Lidl aber offenbar nicht. Bei 
Aldi Nord wurden zum Beispiel soge-
nannte Union-Buster eingesetzt, um 
Betriebsräte zu behindern. Auch bei 
Lidl wurden bereits Betriebsräte be-
hindert. Der Konzern hat außerdem 
Mitarbeiter*innen überwachen las-
sen, einige Filialen mussten deshalb 
Bußgelder zahlen.

Trotz alldem wird vor allem Aldi 
gern als Familienunternehmen darge-
stellt, dessen Gründer durch Sparsam-
keit, Effi zienz und kluge Ideen wohl-
habend wurden. Damit lässt sich ihr 
gigantischer Reichtum aber, wenn 
überhaupt, nur zu einem geringen 
Teil erklären. Dass viele Menschen 
auf möglichst billige Lebensmittel an-
gewiesen sind, die Beschäftigten nicht 
viel verdienen und sich nicht organi-
sieren sollen, gehört zur Geschichte 
dazu. 

Sarah Nagel arbeitet im Bereich Strate-
gie und Grundsatzfragen in der Bundes-
geschäftsstelle der LINKEN

Marktanteil von 
Discountern am 

gesamten Einzelhandel in 
Deutschland: 15,3 %
Anzahl der Discount-

Kunden in Deutschland: 
59,5 Mio.

Geschätztes 
Vermögen der 
Aldi Süd-Erben Beate 
Heister und Karl 
Albrecht Junior: 
36,1 Mrd. US-$
Platz auf der Forbes-
Liste: 23
Quelle: Forbes

Umsatz der Aldi-
Gruppe weltweit:
98,3 Mrd. US$

Geschätztes 
Vermögen von Lidl-
Gründer Dieter Schwarz: 
22,6 Mrd. US$
Platz auf der Forbes-
Liste: 36
Quelle: Forbes

Umsatz der Schwarz-
Gruppe weltweit:
111,8 Mrd. US$
Quelle: Statista
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Krieg am Golf? Nicht nochmal
Jede deutsche Beteiligung im Konfl ikt in der Straße von Hormus ist unakzeptabel 
VON TOBIAS PFLÜGER

 Am Persischen Golf folgt der-
zeit eine Krise auf die andere. 
Zuletzt traf es den iranischen 

Tanker »Sabiti«. Auf dem Schiff sol-
len sich Mitte Oktober zwei Explosi-
onen ereignet haben. Das iranische 
Außenministerium meinte, es sei »ge-
fährliches Abenteurertum«, die Ira-
nische Ölgesellschaft (NIOC) sprach 
von einer »terroristischen Attacke«, 
das Schiff sei auf der Fahrt durchs Ro-
te Meer mit Raketen angegriffen wor-
den. Der iranische Außenminister Mo-
hammed Dschawad Sarif machte »ei-
ne oder mehrere« Regierungen für 
den angeblichen Angriff verantwort-
lich, ohne konkrete Beweise liefern zu 
können. Denn die Untersuchung läuft 
noch, wie er selbst bestätigte.

Der mysteriöse Zwischenfall ist 
nicht der einzige seiner Art. Die La-
ge am Persischen Golf ist angespannt. 
Saudi-Arabien und Iran beschuldigen 
sich gegenseitig, den Terrorismus zu 
fördern, die Regierung in Riad agi-
tiert gegen das Atomabkommen, da 
dadurch unter anderem die Sankti-

onen gegen den Iran gelockert wur-
den. In der Straße von Hormus, einem 
der wichtigsten Schifffahrtswege der 
Welt, entlädt sich der Konfl ikt. 

Wie instabil die Lage ist, zeigte sich 
am 13. Juni 2019, als die bislang größ-
te Krise begann. Damals wurden die 
Öl-Tanker »Front Altair« und »Kokuka 
Courageous« im Golf von Oman atta-
ckiert. Von wem, ist bis heute nicht 
bekannt. Die USA und Großbritanni-
en beschuldigten jedoch sofort – und 
ohne Beweise – den Iran. Die Situa-
tion drohte zu eskalieren. Der UN-Si-
cherheitsrat kam zu einer Dringlich-
keitssitzung zusammen. Auch US-Prä-
sident Trump und sein Außenminis-
ter Pompeo  machten den Iran für den 
Angriff verantwortlich. Das Pentagon 
schickte daraufhin 1.000 weitere Sol-
daten in die Region.

Die Eskalation ging weiter: Ende 
Juni schoss der Iran eine US-Aufklä-
rungsdrohne vom Typ »RQ-4A Global 
Hawk« ab. Nach US-Angaben war sie 
über der Straße von Hormus im Ein-
satz, nach iranischen Angaben dage-

gen in den iranischen Luftraum ein-
gedrungen. Die USA reagierten mit 
Cyber-Angriffen auf militärische Sys-
teme des Iran. Ein physischer Militär-
schlag war angeblich in Vorbereitung, 
den Donald Trump nach eigenen An-
gaben abblies, da dabei unverhältnis-
mäßig viele Menschen getötet worden 
wären.

Fragile Lage

Doch damit war die Krise keineswegs 
beendet. Am 4. Juli setzte die briti-
sche Regierung vor Gibraltar den ira-
nischen Öltanker »Adrian Darya 1« 
fest, mit der Begründung, das Schiff 
würde Öl nach Syrien liefern und da-
mit gegen das EU-Embargo verstoßen. 
Darauf hielten die iranischen Revo-
lutionsgarden den britischen Tanker 
»Stena Impero« im Persischen Golf 
fest, weil er angeblich gegen das See-
recht verstoßen hat. 

Jetzt wurde auch in Deutschland 
diskutiert, Kriegsschiffe in den Persi-
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schen Golf zu schicken. »Die Sicherung 
der internationalen Seeschifffahrt 
geht uns als drittgrößte Exportnation 
unmittelbar an«, mahnte der ehemali-
ge SPD-Außenminister Sigmar Gabriel 
und frischgebackene Vorsitzende der 
transatlantischen Lobby-Organisation 
»Atlantik-Brücke«. »Deutschland sollte 
diese Aufgabe weder an die USA dele-
gieren noch sich einer Beobachtungs-
mission verweigern, sondern sie ge-
meinsam mit europäischen Partnern 
annehmen«, forderte Gabriel.

Inzwischen sind beide Schiffe wie-
der frei, doch der Vorfall zeigt deut-
lich, wie fragil die Lage ist, seit US-Prä-
sident Donald Trump das Atomabkom-
men mit dem Iran aufgekündigt hat. 
Damit ist ein wichtiger Bestandteil der 
Rüstungskontrolle im Nahen Osten in 
akuter Gefahr. Vorschläge zur Lösung 
der Krise sind Mangelware. Zuletzt 
hat zwar der britische Premier Boris 
Johnson ein neues Atomabkommen 
ins Spiel gebracht. Aber das ist bis-
her eine reine Absichtserklärung, die 
schnell wieder vergessen war. Immer-
hin ein Achtungserfolg war die Pen-
deldiplomatie, die der französische 
Präsident Emmanuel Macron bei der 
UN-Vollversammlung in New York 
betrieb, als er sich abwechselnd mit 
Trump und dem iranischen Staatsprä-
sidenten Hassan Rouhani traf. Doch 
auch das führte bislang zu nichts.

Gleich null war die Reaktion des 
Westens auf den Plan des iranischen 
Präsidenten, unter dem Namen »Koa-
lition der Hoffnung« die Schifffahrt im 
Persischen Golf zu sichern. Kein Wun-
der, sieht der Plan doch den freien Öl-
export aller Länder vor, also ein En-
de des Ölembargos gegen Iran. Außer-
dem sollen sich dem Plan zufolge die 
Anrainer ohne ausländische Mächte 
verständigen. Das gefällt der saudi-
schen Monarchie gar nicht, die sich 
auf das Bündnis mit den USA verlas-
sen kann. Donald Trump war bei sei-
nem Besuch in Saudi-Arabien nicht 
nur angetan vom Schwertertanz mit 
den Wüstendiktatoren, sondern auch 
von den Rüstungskäufen, die Moham-

med bin Salman im März 2018 tätigte.
Und die Bundesregierung ist auch 

nicht gerade hilfreich. Offi ziell spricht 
sie sich für den Erhalt des Atom-
abkommens mit dem Iran (JCPOA) 
aus. Gleichzeitig nutzt sie die Krise am 
Golf aber, eigene – deutsche und euro-
päische – Großmachtpläne zu forcie-
ren. Anstatt zu deeskalieren, forder-
ten einige Koalitionspolitiker*innen 
mitten in der Krise um die festgehal-
tenen Schiffe, auch die Deutsche Mari-
ne zur Sicherung der Handelswege an 
den Golf zu schicken. Dabei wird ganz 
offen gesagt, dass es Bundeswehr-Ein-
sätze zur Absicherung von Handels-
wegen geben soll. Aussagen, für die 
zu früheren Zeiten noch Bundespräsi-
denten zurücktreten mussten.

Grundsätzlich gibt es zwei Richtun-
gen: Die einen wollen, dass sich die 
Deutsche Marine an einer US-geführ-
ten Mission beteiligt. Andere bevorzu-
gen dagegen eine eigenständige euro-
päische Mission. So war die Lage an 
der Straße von Hormus und die Span-
nungen zwischen USA und Iran eben-
falls Thema, als sich Ende August die 
EU-Verteidigungsminister*innen in-
formell in Helsinki trafen. Zu einer 
Beteiligung an der bereits angelaufe-
nen »Operation Sentinel« der Vereinig-
ten Staaten im Persischen Golf kam es 
dabei aber nicht. Die deutsche Vertei-
digungsministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer begründete anschlie-
ßend im ARD-Mittagsmagazin: »Wir 
wollen auf der einen Seite die Frei-
heit der Seewege gewähren, aber wir 
haben auf der anderen Seite ein be-
sonderes diplomatisches Interesse, 
auch mit Blick auf den Atomvertrag 
mit dem Iran. Wir müssen bei allem, 
was wir machen, darauf achten, dass 
wir die diplomatischen Bemühungen, 
die wir sehr stark vorantreiben, nicht 
gefährden.«

Später änderte die Bundesregie-
rung ihren Kurs jedoch. Nach Droh-
nenangriffen auf saudische Ölanlagen 
beschuldigte Kanzlerin Angela Merkel 
zusammen mit Frankreich und Groß-
britannien den Iran, hinter der Tat zu 
stecken. Beweise dafür wurden bis 
heute nicht vorgelegt. Politisch hat 
sich die Bundesregierung damit auf 
die Seite Saudi-Arabiens und Donald 
Trumps geschlagen.

Gleichzeitig nutzt die Bundesregie-
rung und insbesondere Verteidigungs-
ministerin Annegret Kramp-Karren-
bauer die Krise, um die EU zur Mili-
tärmacht auszubauen. Kramp-Karren-
bauer befürwortete in Washington 
nach Gesprächen mit ihrem US-Amts-
kollegen Mark Esper einen europä-
ischen Militäreinsatz in der Straße 
von Hormus: »Ich habe sehr deut-
lich gemacht, dass Deutschland be-
reit ist, sich zu engagieren, allerdings 
nur in einer europäischen Mission. 
(…) Wir sind nicht Teil einer Strategie 
von »maximum pressure« (maxima-
lem Druck).« Also »Nein« zu Trumps 
Iran-Politik, aber »Ja« zu einer militäri-
schen Sicherung der Rohstoffwege via 
EU-Strukturen.

Mit einer europäischen Militärprä-
senz im Persischen Golf würde die EU 
und mit ihr Deutschland zumindest 
ein Stück weit mehr zum Global Play-
er und das unabhängig von den USA 
– als würde eine weitere Militärmacht 
am Persischen Golf die Probleme dort 
lösen. Die Friedensbewegung hat völ-
lig Recht, wenn sie gegen jegliche Es-
kalation am Golf mobilisiert. Wichtig 
ist, sich gegen jede deutsche Beteili-
gung zu wenden. Das schließt logisti-
sche Unterstützung ein. Und auch US-
Stützpunkte wie Ramstein oder das 
EUCOM in Stuttgart: Sie dürfen nicht 
für den nächsten Krieg am Golf ge-
nutzt werden: Das jetzt zu sagen, ist 
ein wichtiges und richtiges Signal.  

Tobias Pfl üger ist verteidigungs-
politischer Sprecher der LINKEN im 
Bundestag und stellvertretender 
Parteivorsitzender der LINKEN.

Die Friedensbewegung hat 
völlig recht, wenn sie gegen 
jegliche Eskalation am Golf 
mobilisiert. 



22 DISPUT Dezember 2019

INTERNATIONAL

Eine humanitäre Katastrophe
Die Leidtragenden des völkerrechtswidrigen Angriffs der Türkei sind die Menschen in Rojava
VON ANITA STAROSTA

 Die Nothelfer*innen der langjäh-
rigen medico-Partnerorganisa-
tion »Kurdischer Roter Halb-

mond« sind seit dem 9. Oktober – dem 
Beginn der Militäroffensive in Nord-
syrien – im Dauereinsatz. Dabei wur-
den sie selbst zum Ziel: Krankenwä-
gen und Erste-Hilfe-Stationen wurden 
gezielt bombardiert, Gesundheitsper-
sonal von den türkischen Söldnertrup-
pen entführt und ermordet. Was uns 
zurzeit bleibt, ist die solidarische Un-
terstützung der Nothilfe, denn der Be-
darf ist riesig. Ebenso wichtig: Die Ver-
folgung der zahlreichen Menschen-
rechtsverletzungen und die öffentli-
che Verurteilung des Versagens der 
internationalen Politik, die diesen er-
neuten Völkerrechtsbruch der Türkei 
gegenüber den Kurd*innen nicht ver-
hindert hat. 

Ob bei der Rettung der Jezid*innen 
oder dem türkischen Einmarsch nach 
Afrin – in allen Krisensituationen sind 
die lokalen Nothelfer*innen im Ein-
satz. So auch aktuell. Viele internati-
onale NGOs, mit denen der Kurdische 
Halbmond eng zusammenarbeitet, zo-
gen sich schon in der zweiten Woche 
des Krieges zurück – zu unsicher die 

Folgen der Zwangskooperation der 
kurdischen Selbstverwaltung mit As-
sad. Aber auch die Angst vor dem Wie-
dererstarken des IS und der näher rü-
ckenden Kriegsfront waren groß. Der 
»Kurdische Halbmond« ist jetzt der ein-
zige Nothelfer vor Ort und damit völ-
lig überlastet. Neben den Einsätzen im 
Kriegsgebiet und der Versorgung der 
Flüchtlinge gibt es noch sechs regu-
läre Flüchtlingscamps und etliche in-
formelle Ansiedlungen mit über hun-
derttausend Binnenvertriebenen aus 
Syrien. Dazu über zehntausend inter-
nationale IS-Anhängerinnen mit ih-
ren Kindern, die ebenfalls vom »Kur-
dischen Roten Halbmond« medizinisch 
betreut werden. Besonders in den 
Camps Ain Issa oder al Hol, wo sich 
in gesondert gesicherten Sektionen in-
ternationale IS-Anhänger*innen auf-
halten, ist die Situation angespannt. 
Es gab Aufstände und Ausbrüche, die 
IS-Ideologie lebt hier fort. 

Mit medico-Spenden können zur-
zeit Medikamente zu Behandlung der 
Flüchtlinge in den Notunterkünften 
gekauft werden. Viele haben bei der 
übereilten Flucht ihre Medikamente 
zurückgelassen oder verloren. Auch 

der Ausbau sanitärer Anlagen und 
des Abwassersystems in 39 Notunter-
künften in der Stadt Hasakeh wird vo-
rangetrieben, um die Gesundheitssitu-
ation zu verbessern. Tausende Flücht-
linge kommen derzeit in Schulen oder 
anderen öffentlichen Gebäuden un-
ter. Flüchtlingscamps müssen ausge-
baut oder erweitert werden – auch 
hier wird Unterstützung benötigt. Das 
Camp Newroz – ursprünglich errich-
tet für die verfolgten Jezid*innen aus 
dem Shengal – wird erweitert. In kom-
pletter Eigenleistung wird ein neues 
Camp für 30.000 Familien an der Stra-
ße von Tel Tamer nach Hasakeh auf-
gebaut. Denn der Winter kommt und 
verschlechtert die Situation der Men-
schen nochmals dramatisch. Der »Kur-
dische Halbmond« hat an internatio-
nale NGOs mit der Bitte um Unterstüt-
zung für dieses neue Camp appelliert 
– bisher sind sie dort alleine.

Unter Beschuss

Es gab nie eine Waffenruhe. Das Kran-
kenhaus in Tel Tamer – der zentrale 
Ort für die Erstversorgung der Verletz-
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ten – ist weiterhin von Angriffen be-
droht und muss immer wieder evaku-
iert werden. Uns erreichen Berichte 
von Krankenwägen, die bei Rettungs-
einsätzen unter Beschuss geraten. Das 
Gesundheitspersonal riskiert in den 
Einsätzen sein Leben.

In der türkischen Besatzungszone 
machen sich die islamistischen Mili-
zen breit und schaffen Tatsachen. Zi-
vile Einrichtungen werden besetzt, 
kurdische Namen und Bezeichnun-
gen durch türkische und arabische 
Schilder ersetzt. So kürzlich gesche-
hen mit dem Krankenhaus in Serê 
Kaniyê. Mit viel Mühe war es unter 
kurdischer Selbstverwaltung reno-
viert und ausgestattet worden. 2013 
hatte sich die Al-Nusra-Front im Ge-
bäude verschanzt, durch die Befrei-
ung war es stark beschädigt worden. 
Die Ärzt*innen zeigten uns damals 
stolz die neuen OP-Räume und Kran-
kenzimmer. Eine medizinische Versor-
gung für die gesamte Bevölkerung si-
cherzustellen, unabhängig von fi nan-
ziellem Status oder Herkunft, war Ziel 
der neuen Gesundheitspolitik. 

Anfang des Jahres warnte me-
dico, gemeinsam mit Intellektuel-
len, Künstler*innen und Wissen-
schaftler*innen, vor der drohenden 
Katastrophe. Diese ist nun eingetre-
ten. Knapp 300.000 Menschen sind 
auf der Flucht und müssen versorgt 
werden. Ob sie jemals wieder in ih-
re Heimat zurück können, ist unklar. 
Ein Leben unter türkischer Besatzung 
ist vor allem für die Kurd*innen kei-
ne Option. Hinzukommen die Ankün-
digungen Erdogans, über eine Million 
syrische Flüchtlinge ansiedeln zu wol-
len. Diese bewusste demografi sche 
Neuordnung durch Vertreibung und 
ethnische Säuberung wäre ein Ver-
stoß gegen die Genfer Flüchtlingskon-
vention. Und viele syrische Flüchtlin-
ge fürchten die Präsenz des syrischen 
Regimes in der Region, vor dem sie 
aus dem Land gefl ohen sind.

Mit einer Eroberung Rojavas steht 
auch der Demokratisierungsprozess 
der letzten sechs Jahre auf dem Spiel. 

Die Selbstverwaltung Nordostsyri-
ens war nie und ist auch heute kei-
ne rein kurdische, sondern multieth-
nisch und multireligiös – mit demo-
kratischen Wahlen und weitreichen-
den Freiheiten der Bürger*innen. Die 
Bemühungen um den Aufbau einer 
Gesundheitsversorgung sind außer-
ordentlich und kamen auch den hun-
derttausenden Menschen aus Syrien 
und dem Irak zugute, die hier Zufl ucht 
gefunden hatten. Im Unterschied zu 
den anderen Kriegsparteien in Syri-
en hat sich die Selbstverwaltung Vor-
würfen von Menschenrechtsverbre-
chen gestellt und sich mehrmals be-
reiterklärt, sich auf internationale Pro-
zesse ihrer Überprüfung einzulassen.
Dass all dies nun in Frage steht und 
das friedliche Zusammenleben in Ro-

INFO

medico international ist 
eine Frankfurter Hilfs- und 
Menschenrechtsorganisation. 
Seit über 50 Jahren setzt sie 
sich für globale Gerechtigkeit 
und solidarische Hilfe ein.
Mehr Infos: medico.de

java vorerst beendet scheint, hätte 
verhindert werden können. Wir sind 
Zeugen eines Desasters internatio-
naler Politik. Die Folgen eines türki-
schen Einmarsches sind in Afrin be-
reits sichtbar: ethnische Säuberung, 
Ansiedlung arabischer Flüchtlinge, 
freie Hand für islamistische Milizen. 
Das Versagen der internationalen Ge-
meinschaft – ob EU oder Vereinte Na-
tionen – in den letzten Wochen cha-
rakterisiert eine implodierte Welt-
ordnung, in der die Menschenrechte 
nicht mehr viel zählen. Leidtragende 
sind die Menschen in Rojava: Dieje-
nigen, die unter schwierigsten Bedin-
gungen das Zusammenleben in einem 
multiethnischen, demokratischen 
Nordsyrien erprobten und die uner-
müdlichen Helfer*innen, die selbst 
jetzt Ruhe bewahren und mit unglaub-
lichem Einsatz ihre Arbeit fortsetzen. 
Ihnen allen muss in diesen Tagen und 
in den nächsten Wochen unsere Auf-
merksamkeit und solidarische Unter-
stützung gelten. 

Anita Starosta ist Referentin für Türkei, 
Syrien und Irak bei medico international. 
Sie hat Rojava/Nordsyrien zuletzt im 
April 2019 besucht. Damals hielt sie sich 
noch an den Orten auf, an denen heute 
islamistische Milizen wüten.

Die Nothelfer*innen 

sind rund um die 

Uhr im Einsatz

Etwa 300.000 

Menschen sind der-

zeit auf der Flucht 

und müssen ver-

sorgt werden.

Foto: medico inter-
national
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PRESSEDIENST

▀ ▀ Berlin. Am 12. Sep-
tember 2019 hat die Frak-
tion DIE LINKE im Bundes-
tag ihren neuen Vorstand 
gewählt. Zusammen mit 
Dietmar Bartsch wird Ami-
ra Mohamed Ali die Frak-
tion führen. »Wir werden 
jetzt mit vereinten Kräf-
ten die Herausforderun-
gen annehmen, die vor uns 
liegen«, sagt die neu ge-
wählte Fraktionsvorsitzen-
de in ihrem ersten Presse-
statement und betont: »Es 
ist unsere Aufgabe, vereint 
zu sein und die Regierung 
an den Stellen zu stellen, 
an denen sie gestellt wer-
den muss. Wir es der Re-
gierung nicht weiter durch-
gehen lassen, dass sie un-
fähig ist und nicht genug 
tut für die Belange der gro-
ßen Mehrheit der Gesell-
schaft.« Mohamed Ali ge-
wann die Wahl gegen Mit-
bewerberin Caren Lay mit 
36 zu 29 Stimmen, Diet-
mar Bartsch wurde mit 64 
Prozent der Stimmen wie-
dergewählt. Die bisherige 
Vorsitzende Sahra Wagen-
knecht war nicht mehr an-
getreten. 

▀ ▀ Bremen. Am 9. und 
10. November hat DIE LIN-
KE in Bremen ihren 25. 
Landesparteitag durch-
geführt. Die Delegierten 
stimmten dem Leitantrag 
des amtierenden Landes-
vorstandes mit deutlicher 
Mehrheit zu, in dem unter 
anderem ein Mietendeckel 
nach dem Berliner Modell 
gefordert wird. »Die Ein-
führung eines Mietende-
ckels ist großartig und be-
deutet einen Paradigmen-
wechsel«, sagte der ehe-
malige Landessprecher 

Felix Pithan. Weitere Anträ-
ge befassten sich mit der 
Schuldenbremse, Pfl ege 
im Krankenhaus, Drogen-
politik und Klimaneutrali-
tät. Christoph Spehr und 
Cornelia Barth werden in 
den kommenden zwei Jah-
ren den Landesvorstand 
führen. 

▀ ▀ Dresden. DIE LINKE 
Sachsen hat vom 15. bis 
17. November ihren Lan-
desparteitag durchgeführt. 
Susanne Schaper und Ste-
fan Hartmann wurden an 
die Spitze des 18-köpfi gen 
Landesvorstands gewählt. 
Der Jugendverband wird 
durch Jennifer Trültzsch 
vertreten. Unter anderem 
hatten die Delegierten ei-
nem Antrag zugestimmt, 
der den zukünftigen Weg 
der Partei beschreibt. Mit 
Blick auf den Ausgang der 
Landtagswahl heißt es im 
Beschluss: »Ja, wir haben 
verstanden – und deshalb 

sagen wir ganz klar: Un-
sere Rolle ist die radika-
le Alternative zum Beste-
henden!«. Die Delegier-
ten beschlossen außerdem 
die Erarbeitung eines di-
gitalpolitischen Konzepts. 
Landesvorsitzender Ste-
fan Hartmann sagt dazu: 
»LINKE Digitalpolitik heißt, 
dass wir uns nicht von gro-
ßen Konzernen abhängig 
machen und die Idee des 
freien Wissens und des 
gleichen Zugangs stär-
ken.« Susanne Schaper er-
gänzt: »Für unsere digita-
le Infrastruktur muss gel-
ten, was auch im Bereich 
Gesundheit gilt: Sie gehört 
in öffentliche Hand und ist 
nicht dafür da, dass einige 
wenige Gewinne machen.«

▀ ▀ Schleswig-Holstein. 
Der Kreisvorsitzende der 
LINKEN in Dithmarschen, 
Thomas Palm, und die Lan-
dessprecherin der LIN-
KEN in Schleswig Holstein, 

Marianne Kolter, sind ent-
setzt über Schießübungen 
der Bundeswehr im streng 
geschützten National-
park Schleswig-Holsteini-
sches Wattenmeer. »Dass 
die Bundeswehr in einem 
so geschützten Bereich 
überhaupt Schießübungen 
abhält, ist unverantwort-
lich. Hier wird vorsätzlich 
das Wattenmeer geschä-
digt und damit das Welt-
naturerbe der UNESCO 
riskiert«, kritisiert Mari-
anne Kolter die Schieß-
übungen in der Meldorfer 
Bucht. »DIE LINKE fordert, 
dass die Schießübungen 
im Wattenmeer zum Wohle 
von Mensch, Tier und Na-
tur sofort beendet werden. 
Außerdem müssen so-
wohl Landes- als auch Bun-
desregierung, dafür Sor-
ge tragen, dass auch künf-
tig keinerlei Schießübun-
gen mehr im Nationalpark 
stattfi nden.«

▀ ▀ Thüringen. DIE LIN-
KE Thüringen hat gemein-
sam mit der Fraktion DIE 
LINKE im Thüringer Land-
tag einen Sechs-Punkte-
Plan für eine neue Woh-
nungspolitik vorgelegt. 
»Wir wollen ein effektives 
Maßnahmenpaket auf den 
Weg bringen, damit Woh-
nen für alle Menschen in 
Thüringen erschwinglich 
bleibt«, begründet Susan-
ne Hennig-Wellsow, Vor-
sitzende der Linksfrakti-
on und Landesvorsitzende 
der LINKEN in Thüringen. 
In Thüringen werden bis 
2030 rund 40.000 zusätz-
liche Wohnungen benötigt. 
Damit auch künftig noch 
bezahlbarer Wohnraum 
zur Verfügung steht, müs-

Herzlichen 
Glückwunsch
Amira Mohamed Ali und 
Dietmar Bartsch: Unser neues 
Spitzenduo im Bundestag.
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 K
enia ist ein ostafrikanischer Staat, 
der sich bei Tierliebhaber*innen und 
Sextourist*innen großer Beliebtheit erfreut. 
Immer wieder wird Kenia von heftigen poli-
tischen Unruhen heimgesucht. Das ist den 

hiesigen Medien durchaus mal einen Bericht wert, 
deutlich häufi ger fi ndet der Staat jedoch Erwähnung, 
wenn es um fragwürdige politische Bündnisse geht. 
Gerade erst haben sich in Brandenburg SPD, CDU und 
Grüne zu einer Kenia-Koalition zusammengefunden. 
Da sich die Flagge Kenias aus den Farben Schwarz, 
Rot und Grün zusammensetzt, muss das Land am Ki-
limandscharo als unfreiwilliger Namenspatron her-
halten. Das verleiht dem drögen Zweckbündnis einen 
Hauch von Exotik – ist aber Unsinn. Denn als Referenz 
taugen exotische Flaggen eigentlich nicht. Schließlich 
kannte und kennt kaum jemand die Fahne Kenias, de-
ren Mitte übrigens ein traditionelles Schild der Mas-
sai-Krieger ziert - samt gekreuzter Speere. 
Rastafaris und Geografi e-Nerds wissen sicher, wie 
die Fahne Jamaikas aussieht, viele Bürger*innen aber 
nicht. Trotzdem fi rmiert das Bündnis von CDU, FDP 
und Grünen unter diesem Namen, der ganz falsche 
Assoziationen weckt. Wer nach Schleswig-Holstein 
fährt, wo ein solches Dreierbündnis an der Macht 
ist, wird enttäuscht sein: keine Palmen, keine karibi-
schen Strände und viele bleiche Gesichter. 
Wer sich gar von dem schönen Namen Bahamas-
Koalition täuschen lässt, wird eine richtig böse Über-
raschung erleben. Steht der Inselstaat mit seiner 
schwarz-blau-gelben Flagge doch für ein Bündnis aus 
CDU, AfD und FDP. Immerhin bieten sich die Baha-
mas als Exil-Ort an, sollte eine solche Konstellation 
auf Bundesebene tatsächlich zusammenkommen. 
Wenn sich die politische Fragmentierung weiter fort-
setzt, wird der Flaggen-Unsinn ohnehin bald ein Ende 
fi nden. Denn die meisten Fahnen sind nur zwei- oder 
dreifarbig. 

Fabian Lambeck

Unter 
falscher 

Flagge

DAS KLEINE 
BLABLA

DISPUT stellt sich allmonatlich den Sprechblasenfragen 
unserer Zeit. Dafür die kleine Sprachglosse.

se jetzt gegensteuert wer-
den. »Unser Sechs-Punkte-
Plan soll dafür sorgen, die 
problematischen Entwick-
lungen zu stoppen und zu 
einer angemessenen Ver-
sorgung mit gutem und 
bezahlbarem Wohnraum 
beizutragen«, so Hennig-
Wellsow weiter. Zu den 
Maßnahmen zählen unter 
anderem Mindestquoten 
für sozialen Wohnungsbau, 
Erhöhung der Bindungs-
frist für Sozialwohnungen, 
eine landeseigene Woh-
nungsbaugesellschaft und 
der Mietendeckel.

▀ ▀ Nordrhein-West-
falen. DIE LINKE NRW 
spricht sich gegen Pläne 
des NRW-Ministerpräsi-
denten Armin Laschet aus, 
das Steinkohlekraftwerk 
»Datteln IV« doch noch 
ans Netz zu nehmen. Dies 
stehe in starkem Wider-
spruch zu den Klimazielen. 
»Die Zeiten, in denen neue 
Kohlekraftwerke ans Netz 
gehen, müssen endgül-
tig vorbei sein«, kommen-
tiert Hanno Raussendorf, 
umwelt- und klimapoliti-
scher Sprecher im Landes-
vorstand von der LINKEN 
NRW. »Die ohnehin nicht 
ausreichende Stilllegungs-
verpfl ichtung bis 2022 aus 
dem Kohlekompromiss 
würde um ein ganzes Gi-
gawatt verfehlt«, kritisiert 
Hanno Raussendorf und 
weiter: »Ich bin entsetzt, 
wie bereitwillig die Landes-
regierung ihre Politik hier 
an den Interessen des Be-
treibers Uniper ausrichtet. 
Wieder wird Politik für die 
Wirtschaft aber gegen die 
Menschen und das Klima 
gemacht. Da ist es umso 

wichtiger, dass die Klimap-
roteste weiter gehen«, er-
klärt Hanno Raussendorf. 

▀ ▀ Nordrhein-Westfa-
len. Vor 30 Jahren ist die 
UN-Kinderrechtskonven-
tion verabschiedet wor-
den. Ist der 20. November 
also ein Tag zum Feiern? 
»Die UN-Kinderrechtskon-
vention hat das Leben vie-
ler Kinder weltweit verbes-
sert. Doch selten war in 
NRW die Kinderarmut so 
groß wie in den vergangen 
Jahren. Jedes fünfte Kind 
wächst in Armut auf. Ei-
gentlich ein Armutszeugnis 
für ein so reiches Land«, 
konstatiert Carolin Butter-
wegge, kinderpolitische 
Sprecherin im Landesvor-
stand der Partei DIE LIN-
KE in NRW. Das Bildungs- 
und Teilhabepaket hat die 
Situation für Kinder, die in 
Armut leben, in NRW nicht 
verbessert. Mindestens 
85 Prozent der grundsätz-
lich Leistungsberechtigten 
profi tieren gar nicht da-
von. Neue Lösungen müss-
ten her, DIE LINKE fordert 
deshalb die Einführung ei-
ner Kindergrundsicherung, 
die Kindern ein menschen-
würdiges Leben garantiert. 
Der Besuch und die gesun-
de Verpfl egung sollten in 
Kitas und Schulen kosten-
los sein. »Nach 30 Jahren 
sollten die Kinderrechte 
endlich auch für alle Kin-
der Wirklichkeit werden. 
Ein erster Schritt wäre 
auch die längst überfälli-
ge Aufnahme ins Grund-
gesetz und in die nord-
rheinwestfälische Landes-
verfassung«, fordert But-
terwegge anlässlich des 
Jubiläums.
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 Am 29. Februar und 1. März 
2020 wird DIE LINKE eine 
Konferenz in Kassel ausrich-

ten, um über künftige Herausforde-
rungen und die Strategie der Partei zu 
diskutieren. Auf der Webseite strate-
giedebatte.die-linke.de werden der-
zeit schriftliche Beiträge gesammelt, 
die als Diskussionsgrundlage dienen 
sollen. Bis zum 10. Januar können Tex-
te eingereicht werden, die in einem 
Reader zusammengefasst werden. Au-
ßerdem ist ein Formular freigeschal-
tet, über das sich Interessierte zur Teil-
nahme an der Konferenz anmelden 
können. Alle Parteimitglieder sind ein-
geladen, insbesondere die Mitglieder 
des Parteivorstandes, das Präsidium 

STRATEGIEKONFERENZ 2020

Die Debatte geht weiter
Bis 10. Januar 2020 können noch Beiträge eingereicht werden. Das Anmeldeformular
ist online und Regionalkonferenzen sind angesetzt

des Bundesausschusses, die Mitglie-
der von Landesregierungen (mit dem 
Mandat der LINKEN), die Europa- und 
Bundestagsabgeordneten, alle Frakti-
onsvorsitzenden auf Landesebene, 
alle Landes- und Kreisvorsitzenden 
und Sprecher*innen von Zusammen-
schlüssen, Sprecherräte von linksju-

Newsletter abonnieren und 
nichts mehr verpassen!
Du möchtest immer auf dem neuesten Stand der LINKEN sein? 
Du möchtest keine Kampagne mehr verpassen, immer wissen über 
welche Themen wir gerade auf Bundes- und Landesebene diskutieren 
oder welche Aktionen bald anstehen? Dann abonniere unseren 
wöchentlichen Newsletter!
Er ist der elektronische Mitgliederrundbrief der LINKEN und wird von 
einer mehrköpfi gen Redaktionsgruppe jede Woche für Euch erstellt.
https://www.die-linke.de/start/newsletter/

Telegram 

Du möchtest aktuelle Infos von uns direkt auf Dein Smartphone 
erhalten? Nichts leichter als das, melde Dich einfach für unseren 
Messenger-Dienst bei Telegram an: t.me/die_linke
Du hast den Telegram-Messenger nicht auf Deinem Smartphone? 
Dann schau mal hier: telegram.org

gend ['solid] und DIE LINKE. SDS, die 
Sprecher*innen des Ältestenrates, 
hauptamtliche Bürgermeister*innen 
sowie Landrät*innen. Im Vorfeld 
sind vier Regionalkonferenzen zur 
Vorbereitung geplant: Güstrow, 
Mecklenburg-Vorpommern, am 18. 
Januar; Ulm, Baden-Württemberg, 
am 19. Januar; Bremen, am 18. / 19. 
Januar oder 25. / 26. Januar (endgülti-
ger Termin wird noch bekannt gege-
ben); Frankfurt / Main, Hessen, am 
8. Februar 2020. 

Bei Fragen zu den Regionalkonferenzen 
wendet euch an die Bundesgeschäfts-
stelle. Anmeldung und Infos zu 
Konferenz: strategiedebatte.die-linke.de



DISPUT Dezember 2019  27

 W
ie schön, dass die 
Reste der Aufbau-
generation der 
DDR das noch er-
leben dürfen! Zum 

Jubiläum der Einheit geben einige 
Entwicklungshelfer aus Bonn zu: 
»Es war nicht alles schlecht im Os-
ten!« Das sagt ja auch, dass nicht 
alles gut war, was sie angeordnet 
haben. Von 16 Millionen Ostbürgern 
von 1990 haben zwar nach 30 Jah-
ren Umerziehung nur wenige Chef-
posten erklommen. Doch deshalb 
müssen sie sich nicht als »Bürger 
zweiter Klasse« fühlen. Eines Tages 
darf vielleicht Frau Merkel als ers-
ter Ostmensch eine der 21 frühe-
ren Ost-Universitäten leiten! Sofern 
Ost und West jemals auf Augenhö-
he kommen. Sicher ist nur, dass die 
sozialen Gegensätze weiter wach-
sen, weil sich Wölfe nur schwer zu 
Vegetariern erziehen lassen, wenn 
sie das Revier beherrschen und ge-
füttert werden. 
Berlin nannte sich nach 1990 
»Werkstatt der Einheit«. Doch jede 
Umfrage, Sozialstatistik oder Wahl 
zeigt: Berlin muss weiterwerkeln! 
Beide Stadthälften waren Schau-
fenster und Speerspitzen im kalten 
Krieg zweier Weltsysteme und Mili-
tärpakte. Den Beton für die Mauer 
hatten beide Seiten angerührt. Die 
Narben der Entfremdung sind ge-
blieben. Drum wurden vom rot-rot-

grünen Senat zehn Millionen Euro für 
eine »Festwoche« zum Mauerfall inves-
tiert: 200 große und kleine Aktionen 
zwischen Ku'-damm und Stasi-Knast. 
Manche Besucher wurden lahm, ande-
re blau und Fremde irren fragend um-
her: »Wo war denn die Mauer?«. Doch 
die Mauern in den Köpfen sieht man 
nicht. Da muss man gemeinsam reden 
und zuhören. Die offi ziellen Festredner 
griffen zur alten Formel: Protestbürger 
plus Auslandshelfer = Mauerfall plus 
Regimesturz = Frieden und Freiheit!
Das ist aber eine Selbsttäuschung. 
Die Mehrzahl der Ost-Bürgerrecht-
ler wollten keinen Systemwechsel, 
sondern einen besseren, demokrati-
schen Sozialismus. Die Bonner Helfer 
in Washington,  Moskau, Budapest und 
Prag mussten die DDR-Regierung und 
einige internationale Verträge umge-
hen. Der versehentliche Startschuss 
zum »Sturm auf die Mauer« kam aus 
dem Mund des Politbüro-Sprechers 
Schabowski. Die Berliner Chefs der 
vier Siegermächte fühlten sich über-
rumpelt und hätten den Notstand aus-
rufen können. Doch die Mauer fi el ja 
gar nicht in dieser Nacht! Die bekann-
ten Durchfahrten, die Millionen Reisen-
de seit Jahren nutzten, erlebten einen 
besonders langen Stau, der mit Ge-
sang und Bananen versüßt wurde. 
Ein Jahr später war der Einheitsvertrag 
zusammengenagelt. Keine neue Verfas-
sung. Keine andere Hymne, aber neue 
Gesetze, andere Ausweise, fremde Ban-

Einsichten und 
Aussichten

JENS JANSEN

FEUILLETON

ken und Ämter, vor allem ratlose Ar-
beitsämter, neue Mietverträge, teure 
Fahrkarten und 200 Krankenkassen 
statt einer. Der Einheitsvertrag war 
ein Annexionsplan zur Heimholung 
enttäuschter Landsleute. 
Auch nach 30 Jahren ist wenig zu-
sammengewachsen und vieles im 
Osten plattgemacht. Kohls »blühen-
de Landschaften« wurden Super-
märkte, Reisebüros und Sex-Shops. 
Aber vom «befreiten« Staatsvolk 
mussten Millionen als Lohndrücker 
auswandern, weil die »Treuhand« 
deren industrielle Basis veruntreute. 
Weil Alteigentümer die Ellenbogen 
ausfuhren. Und weil im Osten – bis 
heute – der Abstand der Löhne und 
Renten 21 Prozent ist. 
Ein Drittel zwischen Elbe und Oder 
fühlt sich dennoch als »Gewinner 
der Wende«. Der Rest hat gemisch-
te Gefühle und zahlt drauf, vom 
Zahnarzt bis zur Miete. Und kei-
ner weiß, was morgen kommt. In 
Deutschland randalieren Rassisten, 
Antisemiten und Nationalisten. Die 
Regierung pendelt zwischen Koali-
tions- und Klimakrise, Pfl ege- und 
Bildungskrise, Kinderarmut und 
Bändigung der Gier der Superrei-
chen.
Kein Wunder, dass in der Berliner 
Festwoche viel Magenbitter getrun-
ken wurde. Systemkrisen machen 
durstig. Nie gab es mehr Mauern 
weltweit. 

Illustration: Ale Sund
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Hunderttausende Menschen protestierten gegen den NATO-Doppelbeschluss, 

wie hier in Bonn 1981. Foto: Wikipedia

GESCHICHTE

NATO-Doppelbeschluss
Vor 40 Jahren läuteten die Außen- und Verteidigungsminister der NATO in Brüssel eine neue 
Runde des Kalten Krieges ein VON RONALD FRIEDMANN

 Im Mai 1972 unterzeichneten Sow-
jetunion und USA im Ergebnis der 
seit 1969 geführten SALT-Verhand-

lungen einen Vertrag über die Begren-
zung strategischer Atomwaffen großer 
Reichweite. Doch die Gespräche über 
die Begrenzung der Mittelstrecken-
waffen blieben ohne greifbares Er-
gebnis, vor allem, weil die westliche 
Seite nicht bereit war, auch über fran-
zösische und britische Atomwaffen 
zu verhandeln. Zwar konnte Anfang 
1976 auf der Ebene der Außenminister 
ein Kompromiss erzielt werden, doch 
die Führung der USA lehnte die Ein-
beziehung der Mittelstreckenwaffen 
in die Verhandlungen über ein zwei-
tes SALT-Abkommen ab. In der Sow-
jetunion begann man daraufhin mit 
der Erneuerung des Bestandes an Mit-
telstreckenwaffen – die jahrzehnte-
alten R-12- und R-14-Raketen wurden 
schrittweise durch modernere RSD-
10-Raketen (im NATO-Jargon SS-20 ge-
nannt) ersetzt.

Für den Westen ein willkommener 
Anlass, vor einer drohenden Störung 
des militärstrategischen Gleichge-
wichts in Europa durch die Sowjetuni-
on zu warnen, wobei bei der nun neu 
aufgemachten Rechnung die französi-
schen und britischen Atomwaffen un-
berücksichtigt blieben. Insbesondere 
Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) 
verlangte bereits ab Oktober 1977 von 
der NATO eine umfassende atomare 
Aufrüstung, die als »Nachrüstung« ge-

genüber der Öffentlichkeit verharm-
lost werden sollte. Um die Aufrüstung 
auch innenpolitisch durchsetzen zu 
können, sollte die Sowjetunion gleich-
zeitig zu Abrüstungsverhandlungen 
aufgefordert werden.

Am 12. Dezember 1979 fassten die 
Außen- und Verteidigungsminister der 
NATO auf einer Tagung in Brüssel die-
se Position in einem offi ziellen Doku-
ment zusammen, das als »Nato-Dop-
pelbeschluss« bekannt wurde: Sollte 
es innerhalb von vier Jahren kein Ver-
handlungsergebnis zwischen NATO, 
beziehungsweise USA und Sowjetuni-
on geben, würde die NATO mit der Sta-
tionierung von 108 Pershing-II-Rake-
ten und 464 bodengestützten Marsch-
fl ugkörpern vom Typ Tomahawk mit 
extrem kurzer Vorwarnzeit in Westeu-
ropa beginnen.

In der Sowjetunion wurde dies als 
unmittelbare Bedrohung aufgefasst, 
zumal im Januar 1981 mit Ronald 
Reagan  ein besonders lautstarker 
Kalter Krieger US-Präsident wurde. 
Beinahe zwangsläufi g blieben die von 
beiden Seiten eher halbherzig geführ-
ten Abrüstungsgespräche ergebnislos.

In den westeuropäischen Mit-
gliedsstaaten der NATO hatte der 
Doppelbeschluss eine überraschende 
Wirkung: Es formierte sich innerhalb 
kurzer Zeit eine bis heute in Zahl und 
Breite unübertroffene Friedensbewe-
gung. Die Massendemonstrationen je-
ner Zeit sind Legende: 350.000 Men-

schen kamen am 10. Oktober 1981 in 
den Bonner Hofgarten, an der Frie-
densdemonstration am 10. Juni 1982 
sogar mehr als eine halbe Million. 
Und am 22. Oktober 1983, während 
des »Heißen Herbstes«, gingen in der 
ganzen Bundesrepublik über 1,3 Mil-
lionen Menschen auf die Straße. 

Die internationale Friedensbewe-
gung lehnte den NATO-Doppelbe-
schluss grundsätzlich ab, weil es in 
ihrem Verständnis eben nicht um 
»Nachrüstung« ging, sondern um die 
Durchsetzung einer offensiven Atom-
kriegsstrategie, die vor allem Euro-
pa und die beiden deutschen Staa-
ten zum nuklearen Kriegsschauplatz 
machen würden. Bemerkenswert ist 
in diesem Zusammenhang, dass die 
Grünen, die sich gerade erst als Par-
tei konstituiert hatten, Anfang der 
1980er Jahre vor allem durch ihr 
friedenspolitisches, weniger durch 
ihr umweltpolitisches Bekenntnis, zu 
einer bundesweit akzeptierten parla-
mentarischen und außerparlamenta-
rischen Kraft wurden. Damals war 
es noch unvorstellbar, dass die Grü-
nen nur 15 Jahre später – nun als 
Regierungspartei in einer Koalition 
mit der SPD – völkerrechtswidrigen 
Kriegseinsätzen der Bundeswehr zu-
stimmen würden. Auch in der SPD 
wuchs der Widerstand gegen den NA-
TO-Doppelbeschluss. Zu den wichtigs-
ten Wortführern der Friedensbeweg-
ten innerhalb der Sozialdemokratie 
gehörte Oskar Lafontaine. Am 22. 
November 1983 stimmte der neuge-
wählte Bundestag mit der Mehrheit 
von CDU/CSU und FDP der Aufstel-
lung der neuen Atomwaffen in West-
deutschland zu. Ab dem 10. Dezem-
ber 1983 wurden die ersten Marsch-
fl ugkörper auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik aufgestellt. Erst mit dem 
INF-Vertrag zwischen der Sowjetuni-
on und den USA vom Dezember 1987 
über den weltweiten Abbau aller 
atomaren Kurz- und Mittelstrecken-
raketen wurde der NATO-Doppelbe-
schluss de facto revidiert. 
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▀ Bamboo Stories
Arbeit ist das Filmsujet des Regis-
seurs Shaheen Dill-Riaz, und oft ge-
nug die von Kindern. Mit brillanten 
Bildern erzählt er das Leben sei-
ner Protagonist*innen, die unter 
schwierigen Verhältnissen ihren Le-
bensunterhalt bestreiten. Sei es der 
siebenjährige Filmvorführer (»The 
Protectionist«) oder der 13-jährige 
Handlungsreisende (»The Networ-
ker«), die in abgelegenen Orten  
Bangladeshs, Dill-Riaz‘ Heimatland, 
aktiv sind. Richtig bekannt wurde er 
mit seinem Film »Eisenfresser« über 
Arbeiter, die Ozeanriesen zerlegen.
Für sein neues Werk begleitet er 
Bambusarbeiter in den Wäldern 
Bangladeshs. Vom Schlagen des 
Holzes im Wald, über den Fluss-
transport bis zum Markt: Das Ka-
merateam bleibt immer dabei, ver-
liert auch schon mal einen Teil der 
Ausrüstung, fällt schlafend ins Was-
ser und lässt sich von Mücken zer-
fressen. Das Paradoxon, dass die 

Anwesenheit eines Beobachters ei-
ner Anordnung die Wirklichkeit verän-
dert, greift hier nicht: Die Natur saugt 
die Crew sprichwörtlich mit rein in die 
Szene. 
Schöne Bilder entstehen, die irritie-
rende Geschichten erzählen – von pri-
vatem und sozialem Leid. Zudem leis-
tet die Untertitelübersetzung Groß-
artiges. Bemerkungen, die sonst bei 
solchen Projekten gern übergangen 
werden, sorgen für eine abgründige 
Lebhaftigkeit. »Ich zieh dir die Ohren 
lang!«: Das ging an den Elefanten, der 
dort badet, wo die Flöße lang sollen.
> Jetzt im Kino

▀ Die Wache
So ziemlich das komplette Gegen-
teil von dokumentarischem Realismus 
ist der Film »Die Wache« mit dem tol-
len Schauspieler Benoît Poelvoorde 
in der Rolle des Kommissars Buron. 
Während eines Verhörs verschieben 
sich die Zeitebenen dergestalt, dass 
der Polizist während eines vermeintli-

Realitäten

 JÜRGEN KIONTKE

NEU IM KINO

chen Mordes am Tatort erscheint. 
Gleichzeitig versucht er, den mut-
maßlichen Täter Fugain dingfest zu 
machen. Der wundert sich, dass 
vor seinen Augen Burons Assistent 
stirbt. Mag der zentrale Spielort 
das Büro sein – wenn Fugain Ge-
schichten rund um den Tathergang 
erzählt, bekommt er schon mal von 
anderen Personen Besuch in sei-
nem Gehirn. 
Eine intelligente Erzählung im Sti-
le eines Film-im-Films, in dem Re-
gisseur Quentin Duieux mit »Zeit« 
ungefähr das anstellt, was M. C. 
Escher mit Gebäuden macht: Er 
führt sie völlig ad absurdum und 
lässt Treppen vor die Wand lau-
fen. Dass hier eine Amtsstube als 
Schauplatz dient, dürfte nicht von 
ungefähr kommen. Bizarres kann in 
der Bürokratie bestens gedeihen. 
Und diese hier ist auch noch ein 
Raum ohne Fenster. 
Duieux, eigentlich Musikkünst-
ler, der einst unter dem Pseudo-
nym »Mr. Oizo« die Puppe Flat Eric 
schuf, sagt, für ihn gebe es in der 
Kunst nichts Schöneres »als nicht 
zu denken«. Für seinen Film kann 
das entweder nicht gelten oder zu-
mindest in erhöhtem Maße, das 
kann man sich aussuchen. Jeden-
falls muss man schon ziemlich 
wach bleiben. Denn was Wirklich-
keit ist und was nicht, steht in die-
sem Realitätsverschiebebahnhof 
ausreichend zur Debatte.
> Kinostart: 12. Dezember 2019

Foto: Little Dream Pictures
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SCHILLER-OPER

Die notwendigen Siche-
rungsmaßnahmen für die 
denkmalgeschützte Schil-
ler-Oper werden nicht vor 
Winterbeginn durchgeführt. 
Das geht aus der Antwort 
auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE in der 
Hamburgischen Bürger-
schaft hervor. Bereits im 
Dezember 2018 angekün-
digt, wurde erst im Sep-
tember 2019 ein Siche-
rungskonzept von der Be-
hörde vorgelegt. Von An-
fang September bis Ende 
November sei der Eigentü-
merin Zeit gelassen wor-
den, sich dazu zu äußern. 
»In diesen fast drei Mona-
ten ist wieder kein Hand-
schlag zur Sicherung der 
Schiller-Oper erfolgt. Der 
Senat lässt die Eigentüme-
rin auf Zeit spielen, wäh-
rend die Oper weiter ver-
fällt«, so Sudmann. Inte-
ressant sei, dass der Se-
nat Zeit gefunden habe, ein 
Gutachten zu vergeben, 
dass die »Umsetzungsmög-
lichkeiten des Bebauungs-
plans« prüft. Die Priorität 
des Senats liege eben nicht 
auf Erhaltung des Denk-
mals.

FRAUENPREIS

DIE LINKE lobt anlässlich 
des Frauentages 2020 zum 
zehnten Mal den Clara-Zet-
kin-Preis aus, mit dem her-
ausragende Leistungen von 
Frauen in Gesellschaft und 
Politik gewürdigt werden. 
Tag für Tag leisten Frauen 
Großartiges für ein solidari-

sches, lebendiges und kre-
atives Gemeinwesen. Ge-
würdigt wird dies oft zu we-
nig. Der Clara-Zetkin-Preis 
will auf diese Lücke auf-
merksam. Fraueninitiativen 
oder Projekte können sich 
für den Frauenpreis selbst 
bewerben oder vorgeschla-
gen werden. Noch bis zum 
15. Januar 2020 können 
Vorschläge online unter 
http://gleft.de/3kX ein-
gereicht werden. Die Preis-
verleihung wird am 6. März 
2020 in Berlin stattfi nden. 

PRESSEFEST 2020

In vielen Landkreisen be-
richten Ehrenamtler*innen 
in Kleinen Zeitungen über 
Angebote, Aktionen, Akteu-
re und Ausblicke der LIN-
KEN. 54 »Rote Reporter« ha-
ben sich in Brandenburg zu 
einer Arbeitsgemeinschaft 
(LAG) zusammengeschlos-
sen, um sich unter anderem 
über eine attraktive Bericht-
erstattung über die Links-
partei in den Regionen aus-
zutauschen. Ein Ziel der 
LAG für 2020 ist, ihre Zei-
tungen bei ihrem traditionel-
len Pressefest im Sommer 
in Bernau einem noch brei-
teren Publikum vorzustel-
len. Das politisch-kulturelle 
Programm beinhaltet unter 
anderem Unterhaltung und 
Information für Jung und Alt 
mit Polit-Talk, Musik, zahl-
reichen Info-Ständen, unter 
anderem von Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, Cuba Sí und 
der Zeitung »neues deutsch-
land«, einen Spendenlauf 
sowie mit journalistisch-me-
thodischen Übungen für die 
Roten Reporter. 

 Horst Krügers Buch liest sich wie ein Roman, so 
stimmungsvoll und literarisch sind Erinnerun-
gen selten. Zum Glück »verzichtet (er) auf die 

belletristische Tarnung«, wie Kritiker Marcel Reich-
Rainicki 1966 bei Erscheinen des Buches schrieb. 
Nun, zum 100. Geburtstag von Horst Krüger, wurde 
das Buch neu verlegt, in dem er nach 30 Jahren nach 
an seinen Heimatort Eichkamp, einer Siedlung im 
Westteil Berlins, zurückkehrt, um der Frage nachzu-
gehen, wie es unter Hitler war, warum die Deutschen 
ihn liebten. Krüger schrieb, er wäre gern der Sohn 
eines Gelehrten oder Arbeiters, von Thälmann oder 
Thomas Mann gewesen. Aber: »Ich bin ein typischer 
Sohn jener harmlosen Deutschen, die niemals Nazis 
waren und ohne die die Nazis doch niemals ihr Werk 
hätten tun können.« Eine Betrachtung, die sich an-
gesichts aktueller Entwicklungen offenbar nicht er-
ledigt hat.
In seiner Jugend passiert in Eichkamp eigentlich nie 
etwas, alles geht seinen Gang. Bei genauerem Hin-
sehen gibt es doch einiges. 1938 nimmt sich die 
Schwester das Leben, ein Affront für den Beamten-
Vater und die katholische, »Mein Kampf«-lesende 
Mutter, der einfach umgedeutet wird. Ein Jahr später 
wird Krüger verhaftet, weil er als Kurier für eine Grup-
pe »Nationalbolschewisten« tätig war. Durch seinen 
Freund Wanja lernte er eine Welt kennen, die »eine 
Mischung aus russischem Anarchismus und Altber-
liner Proletariat« war. Als er ihn zwanzig Jahre nach 
dem Krieg im Osten Berlins als Agitator und Propa-
gandist wiedertrifft, ist nicht mehr viel davon zu spü-
ren. Als Freund des hessischen Generalstaatsanwalts 
Fritz Bauer war Horst Krüger in den 1960er Jahren 
Beobachter des ersten Frankfurter Auschwitzprozes-
ses, was ihn zu dieser unbedingt lesenswerten litera-
rischen Erkundung seiner Jugend veranlasste.

Horst Krüger
Das zerbrochene Haus

Eine Jugend in Deutschland
Schöffl ing & Co.
216 Seiten, 22 Euro
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 S
elbst Politiker sprechen 
oder schreiben von Europa, 
wenn sie die Europäische 
Union meinen. Es gibt aber 
keinen Kompass ohne 

Osten, mit Ausnahme vielleicht für 
Trump. Keine Welt, kein Europa ohne 
Osten. Um sehr persönlich zu werden, 
keine Geschichte und Kultur Europas, 
die den Osten und Russland ausgren-
zen kann. Dass ohne Russland weder 
der Krieg in Syrien, der Konfl ikt mit 
dem Iran, die Auseinandersetzungen 
in der Ukraine zu lösen sind, ist vielen 
inzwischen klar. Oder doch nicht? 
Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien haben gerade den Iran 
aufgefordert, das Atomabkommen 
einzuhalten. Dass es von Trump gebro-
chen wurde, kein Wort, dass zu den 
verbliebenen Vertragspartnern auch 
Russland gehört, war ihnen offenbar 
keinen Gedanken Wert. Doch ich 
möchte hier Wolfgang Zellner vom 
Institut für Friedensforschung und 
Sicherheitspolitik aus den »Blättern 
für deutsche und internationale 
Politik« zitieren, der forderte: »Am 
erfolgversprechendsten erscheint 
somit eine Strategie pragmatischer 
Kooperation.« Das gab es vor sieben, 
acht Jahren schon einmal in der EU, 
geblieben ist davon nichts. Mit den 
durch Trump durchgesetzten und von 
der EU aufgegriffenen Sanktionen 
wird nicht nur die wirtschaftliche, 
sondern mehr noch, die Möglichkeit 
politischer Zusammenarbeit massiv 
beschädigt. 
Das Thema ist weit, doch ich möchte 
es einengen. Seit der Bildung 2000 
durch Putin und Schröder bin ich 
Mitglied des Petersburger Dialogs. In 
der Öffentlichkeit ist zu wenig über 
dieses Gremium bekannt. Die Medien 
berichten kaum über die konkrete 
Arbeit und Ergebnisse, beschreiben 
die Treffen eher als Show oder 
betonen Differenzen. Doch die 
eigentliche Arbeit fi ndet vor allem in 
den Arbeitsgruppen stand, wo vor 
allem zu Recht, Kultur, Bildung, 
Gesundheit oder Jugendaustausch viel 
für praktische deutsch-russische 
Zusammenarbeit erreicht worden ist. 
Mit den Auseinandersetzungen der 
letzten Jahre um die Krim, Ukraine und 
den Sanktionen verfi nsterte sich der 

große Dialog empfi ndlich. Immer 
wieder betonen wir, dass es im 
Petersburger Dialog um die zivilgesell-
schaftlichen Beziehungen gehe. Ich 
selbst sehe die Rolle der Regierung in 
Russland gegenüber der Zivilgesell-
schaft kritisch. Aber es war Frau 
Merkel, die der deutschen Zivilgesell-
schaft das Treffen in Sotschi verbot. 
Die folgende Krise auf der deutschen 
Seite war dramatisch. Für einen 
Neuanfang bedurfte es vor allem der 
katholischen und evangelischen 
Kirche. Inzwischen fi nden die Treffen 
wieder statt. Doch 2018 spitzte sich 
der Konfl ikt auf dem 17. Dialog in 
Moskau wieder heftig zu. In der 
Arbeitsgruppe Politik sagte der 
russische Koordinator, Wjatscheslaw 
Nikonow, nach einem deutschen 
Beitrag, nun wisse er, warum wir 
diesmal schwarze Namensschilder 
trügen: Es sei die Beerdigung des 
Petersburger Dialogs.
Doch im Juli 2019 zum Dialog in Bonn 
kam es zu einer anderen, achtungsvol-
len und konstruktiven Arbeit, sogar in 
dieser Gruppe, die noch im November 
erstmalig über eine gemeinsame 
Position berät, wie es sie in den 
meisten anderen Arbeitsgruppen 
schon lange gibt. Die politische 
Situation zwischen dem Westen und 
Russland war im Grunde nicht besser 
geworden. Ich kann es nicht sicher 
erklären, aber auch andere Teilneh-
merinnen und Teilnehmer hatten eine 
ähnliche Erklärung. Zum ersten Mal 
seit 2000 begann das Treffen mit 
einem Konzert der deutsch-russischen 
Musik-Akademie junger Musikerinnen 
und Musikern aus beiden Ländern. Sie 
spielten Stücke von Michail Glinka, 
Pjotr Tschaikovsky, Felix Mendelssohn 
Bartholdy und Wolfgang Amadeus 
Mozart. Klassische Musiker benötigen 
Harmonie und Zusammenwirken, und 
sie führten auch die russischen und 
deutschen Komponisten zusammen. 
Es war nach den Erlebnissen der 
Vorjahre, als ob uns das, was Kunst 
und Künstler vermochten, auch uns 
zur Kooperation befähigte. Der 
Auftakt ermahnte wohl viele auf dem 
Treffen, nicht hinter dem zurückzublei-
ben, was uns deutsche, russische und 
andere internationale Kunst seit 
Jahrhunderten vormachen kann.

DEZEMBERKOLUMNE

Foto: DIE LINKE

Westen, Süden, 
Norden 

ohne Osten?
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